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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Die Nationalhymne selber feierte 2011 ihr 50-jahriges Bestehen. Das von Alberich
Zwyssig (1808-1854) komponierte Kirchenlied, das seit 1843 als ,Schweizerpsalm™ an
zahlreichen eidgendssischen Festen gespielt wurde, hatte 1958 auf Vorschlag des
Bundesrates das damals als Hymne verwendete, melodisch mit der englischen
Nationalhymne identische ,Rufst du, mein Vaterland™ ersetzt. Nach einer dreijéhrigen
Probezeit stimmte die Bevdlkerung der Anderung zu, und seit dem 1. April 1961 gilt
,Trittst im Morgenrot daher™ als offizielle Schweizer Nationalhymne. '

Image der Schweiz im Ausland

Nicht zuletzt die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative fihrte zu einer stérkeren
Wahrnehmung des politischen Systems der Schweiz im Ausland. Vor allem bei den EU-
Wahlen warben Rechtsparteien mit dem Nicht-EU-Land Schweiz, in dem die
Bevolkerung selber Uber ihr Schicksal bestimmen kénne. Der franzésische Front
National forderte etwa, dass auch in Frankreich ein Referendum Uber die Einwanderung
durchgefiuhrt werde. Die hollandische Freiheitspartei sah den Austritt aus der EU als
einzigen Weg aus der Krise und die britische UKIP pries die Abstimmung Uber die
Masseneinwanderung als Modell flr alle Freiheitsliebenden in Europa. Auch die
deutsche Linke warb fur mehr Blrgerbeteiligung nach Schweizer Vorbild. Fur mediale
Aufmerksamkeit - insbesondere in den rechtskonservativen Medien - sorgte die Rede
des deutschen Bundesprasidenten Joachim Gauck bei dessen Reise in die Schweiz
Anfang April. Er bezeichnete sich zwar als Liebhaber der direkten Demokratie, pladierte
vor allem vor dem Hintergrund der Masseneinwanderungsinitiative allerdings auch far
eine differenzierte Debatte: die direkte Demokratie berge Gefahren, ,wenn die Burger
liber hoch-komplexe Themen abstimmen™. ?

In ihrem Jahresbericht stellte Prasenz Schweiz (PRS), welche ein Monitoring der
Wahrnehmung der Schweiz im Ausland zum Auftrag hat, fest, dass das Land Uber ein
gutes Image verflige. Diesen Befund stitzt PRS einerseits auf den Nation Brand Index,
der auf der Basis von Befragungen die Wahrnehmung von 50 Landern misst.
Andererseits analysiert PRS die Berichterstattung wichtiger ausléndischer Leitmedien
Uber die Schweiz. Geméass dem Nation Brand Index belegt die Schweiz im
internationalen Image-Vergleich Rang 8. Am besten schneiden laut diesem Index die
USA, Deutschland und Grossbritannien ab. Gemessen werden unterschiedliche
Dimensionen, wobei die Schweiz in der Dimension Regierungskompetenz,
Respektierung der Blrgerrechte, Frieden- und Sicherheitspolitik, Umweltpolitik sowie
Lebensqualitat von allen Landern am besten beurteilt wird. Ein weniger gutes Image hat
die Schweiz hingegen hinsichtlich Kultur und Sport, der Dynamik der Stadte und dem
Angebot an historischen Attraktionen. Aber auch in diesen Bereichen ist sie in den
besten 20 Landern klassiert.

In den internationalen Medien wurde insbesondere im Rahmen des FIFA-Skandals Gber
die Schweiz berichtet. Einige Aufmerksamkeit erhielt die Eidgenossenschaft auch
aufgrund der Aufhebung des Euro-Mindestkurses. Wahrend sich ersteres laut PRS wohl
nicht negativ auf das Bild der Schweiz im Ausland auswirken werde, berge der starke
Franken Uber langere Zeit ein imageschédigendes Potenzial, da dieser in den Medien als
Schwéchung des Wirtschaftsstandortes Schweiz kommentiert werde. Fir sportliche
Schlagzeilen sorgte Stan Wawrinka mit dem Sieg am French Open. Die Schweiz werde
als Tennis-Nation wahrgenommen, Uber die dusserst positiv berichtet werde. Die Politik
stand 2015 wesentlich weniger im Fokus der auslandischen Medien; ganz im Gegensatz
zu 2014, wo Uber  den Finanzplatz und die  Abstimmung  zur
Masseneinwanderungsinitiative sehr stark und eher negativ berichtet worden war.
Ausnahme bildeten 2015 die eidgendssischen Wahlen. Der Wahlsieg der SVP sei in den
internationalen Medien vorwiegend als Reaktion der Schweizer Wahlburgerinnen und
Wahlburger auf die Flichtlingskrise interpretiert worden. *
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Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

Fur einigen Wirbel sorgten die Referenden gegen die Steuerabkommen mit
Deutschland, Grossbritannien und Osterreich, die von der Auns, dem Bund der
Steuerzahler, der Juso und der jungen SVP ergriffen wurden. Aufgrund von Termindruck
musste das Abstimmungsbichlein mit den Referenden bereits gedruckt werden,
obwohl noch nicht klar war, ob die Referenden Uberhaupt zustande kommen wirden.
Erst Ende Oktober verflugte die Bundeskanzlei das Nichtzustandekommen der drei
Referenden aufgrund fehlender Unterschriften. Vom 56-seitigen Bundesbuchlein
waren also nur noch 18 Seiten (fiir die Anderung des Tierseuchengesetzes) giltig. Die
Mehrkosten flr den Druck betrugen rund CHF 1 Mio. Fur lange Diskussionen sorgte aber
auch die Kritik der Referendumskomitees an einzelne Gemeinden, welche fir die
Beglaubigung der Unterschriften zu viel Zeit gebraucht hatten. Das Bundesgesetz tber
politische Rechte (Art. 62) sieht vor, dass die Unterschriften ,unverzlglich™ beglaubigt
und dem Komitee zurlickgegeben werden mussen. Vor allem die Auns bemangelte
insbesondere Gemeinden aus dem Kanton Genf, die beglaubigte Unterschriften mittels
B-Post zurlickgeschickt hatten, welche dann nicht fristgerecht eingereicht werden
konnten. Sie klindigte eine Liste saumiger Gemeinden und gar eine Beschwerde ans
Bundesgericht an. Auch der Gewerbeverband beklagte das Verhalten der Gemeinden im
Rahmen seiner Unterschriftensammlung gegen das Raumplanungsgesetz. In der Folge
wurden verschiedene Losungen diskutiert. Den Gemeinden solle etwa eine Frist
vorgeschrieben werden oder die Beglaubigung sei ausserhalb der Referendumsfrist von
90 Tagen anzusetzen. Eine dhnliche Diskussion wurde bereits Anfang der 1990er Jahre
gefuhrt, als das Referendum gegen die NEAT nur sehr knapp zustande gekommen war.
Die Staatspolitische Kommission reichte in der Folge eine Kommissionsmotion ein, die
getrennte Fristen fur das Sammeln und Beglaubigen der Unterschriften verlangt. Noch
in der Wintersession nahm die grosse Kammer das Begehren an. Im Standerat stand das
Geschaft 2012 noch aus. Ebenfalls noch nicht behandelt war eine Motion Stamm (svp,
AG) (12.4260), die die Verantwortung fir die Beglaubigung nach der Frist fur die
Unterschriftensammlung an die Bundeskanzlei Gbertragen will. *

Die aufgrund der Probleme bei der Unterschriftensammlung flr die Referenden gegen
die Doppelbesteuerungsabkommen mit Deutschland, Osterreich und Grossbritannien
eingereichte und noch 2012 von der grossen Kammer gutgeheissene Motion der
Staatspolitischen Kommission des Nationalrats wurde im Berichtjahr im Standerat
behandelt. Inhalt der Motion war die Forderung nach getrennten Fristen fiir das
Sammeln und die Beglaubigung der Unterschriften. Besagte Referenden waren knapp
nicht zustande gekommen, woflr die Referendaren - allen voran die Auns - das
schleppende Beglaubigungsverfahren in den Gemeinden verantwortlich gemacht
hatten. In der Zwischenzeit hatte das Bundesgericht die Beschwerde der Auns
allerdings abgewiesen. Die nachgereichten bescheinigten Unterschriften waren nicht
fristgerecht eingereicht und deshalb als unglltig betrachtet worden. Das Gericht
bekréaftigte damit Artikel 141 BV, wonach bescheinigte Unterschriften bis spatestens am
letzten Tag der 100-tégigen Frist bei der Bundeskanzlei eintreffen mussen.
Bundeskanzlerin Casanova wies die Standerate darauf hin, dass die Probleme haufig bei
der mangelnden Organisation der Referendumskomitees selber liegen, welche die
Unterschriften den Gemeinden zu spat oder gesammelt statt gestaffelt zur
Beglaubigung Uberreichen. Auch weil der Bundesrat in seiner Antwort auf die Motion
darauf hinwies, dass er eine Teilrevision der politischen Rechte zu diesem Anliegen
vorbereite, lehnte die kleine Kammer die Motion mit 32 zu 1 Stimme bei 4 Enthaltungen
ab. Eine Motion Stamm (svp, AG) (12.4260), die in eine &hnliche Stossrichtung zielte,
wurde in der Folge auch im Nationalrat mit 127 zu 66 Stimmen abgelehnt. Die SVP wurde
in diesem Begehren einzig von der geschlossenen grinen Fraktion unterstitzt. In der
Vernehmlassung, in welche die besagte Revision der politischen Rechte im Marz
geschickt wurde, stiess die Idee einer gestaffelten Frist auf eher negative Reaktionen. °

Die Einzigartigkeit des politischen Systems der Schweiz, das neben einem
reprasentativen auch ein ausgebautes direktdemokratisches Element aufweist, bringt
es mit sich, dass sich die mediale Offentlichkeit kritisch mit letzterem bzw. dem
Verhéltnis der beiden Elemente zueinander auseinandersetzt. Dies war auch im Jahr
2016, also im Jahr des 125-jahrigen Bestehens der Volksinitiative, nicht anders. Dabei
konzentrierte sich die Kritik an der direkten Demokratie auf mindestens vier Punkte:
die Umsetzung angenommener Volksbegehren, die Nutzung der Volksinitiative, die
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inhaltlichen Anforderungen an die Stimmburgerschaft und das schwieriger werdende
Verhaltnis zwischen direktdemokratischer Entscheidung und internationaler
Vernetzung.

Die Diskussion um die adaquate Umsetzung angenommener Volksbegehren wurde 2016
durch verschiedene Ereignisse genahrt: Im Frahling stand die Abstimmung Uber die
Durchsetzungsinitiative der SVP, mit der die Volkspartei die Umsetzung der 2010
angenommenen Ausschaffungsinitiative konkretisieren wollte - eine Neuheit in der
Geschichte der schweizerischen direkten Demokratie - im Zentrum. In diesem Rahmen
untersuchten verschiedene Medien die Umsetzung der bisher 22 angenommenen
Volksbegehren und kamen zum Schluss, dass die meisten nicht buchstabengetreu
umgesetzt worden seien. Der Blick kritisierte gar die SVP, da diese immer wieder
behaupte, der Bundesrat habe die Ausschaffungsinitiative nicht dem Volksauftrag
entsprechend umgesetzt, sich selber aber bei vielen dieser 22 angenommenen
Begehren ebenfalls nicht fir eine adadquate Umsetzung eingesetzt habe. Sie wolle
«[dlurchsetzen, aber nur wenn es ihr passt».

Mit dem Nein zur Durchsetzungsinitiative beruhigten sich die Diskussionen um die
Umsetzung von Volksinitiativen aber keineswegs, weil die 2014 angenommene
Masseneinwanderungsinitiative noch immer einer Umsetzung harrte. Diese behandelte
das Parlament erst im Laufe des Jahres 2016. Freilich vermochte der in der
Wintersession 2016 definitiv angenommene Vorschlag in vielen Augen nur bedingt zu
Uberzeugen und wurde insbesondere von der SVP stark kritisiert. Im September, kurz
bevor der Nationalrat Gber die Vorlage beraten sollte, schrieb Roger Képpel (svp, ZH) in
der Weltwoche von einer «krassen Missachtung des Volkswillens», einem «stillen
Staatsstreich» und von «Saboteureln] des Volkswillens». Christoph Blocher doppelte
ein paar Ausgaben spater nach und sprach von «Volksverachtern». Bei der
Schlussabstimmung im Nationalrat hielten die Mitglieder der SVP-Fraktion Schilder in
die Luft, auf denen etwa «Verfassungsbruch» stand. Die Volkspartei kiindigte jedoch
an, das Referendum gegen die Revision des Auslandergesetzes, in die die Initiative
gegossen wurde, nicht ergreifen zu wollen. Man Uberlege sich vielmehr eine
Kdndigungsinitiative zu lancieren, um die bilateralen Vertrége mit der EU, die
mitursachlich fur die Probleme bei der Umsetzung seien, aufzuldsen.

Neben der Umsetzungsdiskussion zur Masseneinwanderungsinitiative stand zudem die
Rasa-Initiative im Raum, die eine Streichung der Anliegen eben dieser
Masseneinwanderungsinitiative forderte - auch dies ein Novum in der 125-jahrigen
Geschichte der Volksinitiative. Zur Diskussion stand Ende Oktober die Idee eines
Gegenvorschlags, den laut Weltwoche eine Mehrheit des Bundesrates mit Ausnahme
der beiden SVP-Magistraten dem Parlament vorlegen wollte.

Bei der Diskussion um die materielle Umsetzung angenommener Initiativen wurde auch
darlber debattiert, ob Uber schwer oder etwa aufgrund internationaler Standards nicht
umsetzbare Begehren Uberhaupt abgestimmt werden soll. Die Erklarung der
Unglltigkeit einer Volksinitiative obliegt dem Parlament, das bisher erst in vier Féllen
gegen eine Abstimmung entschieden hatte. Le Temps kritisierte, dass rund 70 Prozent
der Parlamentarierinnen und Parlamentarier gegen die Durchsetzungsinitiative gewesen
seien, aber nichts dafur getan héatten, sie far ungultig zu erkléaren. In diesem
Zusammenhang wird jeweils das in der Schweiz fehlende Verfassungsgericht angefihrt.
Ein Vorschlag aus der Kiuche des ehemaligen Zircher SP-Nationalrats Andreas Gross
forderte, dass sich Bundesrichter um diese Frage kimmern sollten, sobald im
Parlament ein Drittel der Ratsmitglieder Zweifel an der Gultigkeit dusserten.

Noch vor nicht allzu langer Zeit wurde in den Medien vor einer regelrechten
«Initiativenflut» gewarnt. Freilich zeichnete sich 2016 ein deutlicher Rlckgang der
Nutzung des Volksbegehrens ab. Die im Jahr 2011 lancierten 23 Begehren (von denen 11
die Unterschriftenhlrden nicht geschafft hatten) waren bald an der Urne abgearbeitet
und in den Folgejahren wurden jeweils fur deutlich weniger Initiativen Unterschriften
gesammelt. Die NZZ interpretierte den Rlckgang damit, dass die Volksbegehren fir
Parteien unattraktiver geworden seien; zudem kihle der oppositionelle Furor der SVP
langsam ab. Die Initiative hatte an Reiz verloren, folgerte die NZZ Ende Jahr. Eine Studie
der Universitat Bern zeigte Uberdies, dass Initiativen nicht nur und vor allem nicht
immer haufiger von Parteien als Wahlkampfmittel gebraucht werden. In Anbetracht der
sich abzeichnenden «lInitiativenflaute» stand die Mitte Jahr lancierte Forderung der
BDP, dass zur Eindédmmung der Flut fir eine Volksinitiative 2560'000 Unterschriften
gesammelt werden missten, ein wenig quer in der Landschaft.

Nicht wenige Medienschaffende kommentierten, dass die Stimmbdurgerinnen und
-burger immer haufiger «Uber Initiativen abstimmen, die Lésungen fur nichtexistente
Probleme offerieren» (NZZ), und «immer seltener Uber die zentralen Zukunftsfragen»
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(Weltwoche). Mit der Brexit-Abstimmung in Grossbritannien wurden zudem die alten
Bedenken der Uberforderung der Stimmbevédlkerung laut. In der Regel setzt sich bei
dieser Diskussion in der Schweiz aber meist Pragmatismus durch. Auch Politiker wirden
nicht Uber alle Inhalte der Politik kompetent Bescheid wissen und letztlich sei es das in
der Schweiz nach wie vor hohe Vertrauen der Blrgerinnen und Burger in die
Amtstragerinnen und Amtstréager, das haufig wichtige Grundlage sei fir einen Entscheid
- so alternative Kommentare. Dass dieses Vertrauen nicht einfach blind sei, zeigten
nicht zuletzt abgelehnte mit dem fakultativen Referendum bekéampfte Vorlagen und
angenommene Initiativen, fasste etwa die Luzerner Zeitung diesen Pragmatismus in
einem Kommentar zusammen.

Freilich wurde 2016 mit den Volksrechten auch Schindluder betrieben. So hatte etwa
Daniel Graf, Erfinder von We-Collect, die Idee einer «Anti-Kebab-Initiative» propagiert.
Was als Scherz in der Debatte um das Verhullungsverbot gedacht war, geriet in der
Tlrkei in den falschen Hals. In die Kritik gerieten zudem die Texte von Initiativen, die
haufig unprazise oder gar widerspruchlich formuliert seien, was zwar laut NZZ ihre
Chancen fur ein Ja erhohten, die Umsetzung im Falle einer Annahme aber umso
schwieriger mache.

Mit der Einreichung der so genannten «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP wurde die
Diskussion um die direkte Demokratie schliesslich um einen weiteren Aspekt
angereichert, ndmlich um die aufgrund von Globalisierung und Internationalisierung
virulenter werdende Frage, wie das Verhaltnis zwischen Vélkerrecht und Landesrecht
aussehen soll. Oder konkreter, ob eine angenommene Initiative, die internationale
Vertréage tangiert, diesen Vertragen vorgehen soll oder ob bei ihrer Umsetzung
Rucksicht auf die internationalen Verpflichtungen genommen werden muss. Die
Debatten bewegten sich zwischen dem Argument der notwendigen Vertragstreue des
Kleinstaates und der Angst, die direkte Demokratie verkomme zur reinen Makulatur. Ex-
Nationalrat Christoph Mdrgeli argumentierte in der Weltwoche, dass das internationale
Recht daflir verantwortlich sei, dass sich die Behdrden bei der Umsetzung von
Initiativen zusehends schwer téten, den Volkswillen zu beachten.

Ein Indiz daflr, dass trotz der medial gedusserten Kritik an der direkten Demokratie
vielleicht doch nicht alles so schlecht lauft, war das in den eidgendssischen Raten
virulent diskutierte Reformpaket zum Initiativrecht. Dieses drohte - einmal mehr als
«Endlosschlaufe» (NZZ) - im Sand zu verlaufen, weil nicht mal die Beflrworter daran
glaubten, dass von den verschiedenen Reformvorschléagen am Schluss einer Ubrige
bleiben werde, wie der Tages-Anzeiger meinte. ¢

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Einen Bericht zu einer medienbruchfreien Stimmabgabe fordert Marcel Dobler (fdp,
SG) in seinem Postulat. Das im Moment in einigen Kantonen praktizierte Vote
électronique sei namlich noch kein echtes E-Voting-Verfahren, sondern lediglich eine
Alternative zur brieflichen oder physischen Stimmabgabe im Wahllokal. Alle Unterlagen,
inklusive des als Authentifizierung dienenden Stimmrechtsausweises, werden nach wie
vor in Papierform zugestellt. Ein Vorteil der Digitalisierung sei nun aber, dass alle
Unterlagen elektronisch abrufbar wéren. Der Bundesrat hatte zwar die Annahme des
Postulats beantragt, dieses wurde allerdings von Franz Gruter (svp, LU) bekéampft, so
dass es in der Sommersession recht eingehend diskutiert wurde. Grater machte dort
geltend, dass sich mit dem Schlagwort Digitalisierung nicht alles rechtfertigen lasse. Mit
E-Voting werde die Demokratie gefédhrdet. Cyberkriminalitdt mache vor E-Voting-
Systemen nicht halt - der selber in der IT-Branche tatige Luzerner erwéhnte die
vermuteten Wahlmanipulationen in den USA, in Frankreich und in England - und es
gebe nach wie vor grosse Sicherheitsmangel. Dies sei mit dem demokratischen hohen
Anspruch, der an die Sicherheit von Wahlen und Abstimmungen gestellt werde, nicht
vereinbar. Es sei deshalb besser, auf Experimente zu verzichten. In der Debatte wurde
darauf hingewiesen, dass es sich ja nur um einen Bericht und nicht um die EinfUhrung
eines neuen Systems handle und dass auch die Briefwahl letztlich nicht vor
Manipulation gefeit sei. Zudem funktioniere E-Voting fur Auslandschweizerinnen und
-schweizer gut. Bundeskanzler Thurnherr zeigte sich Uberrascht Uber die
Grundsatzdiskussion. Der Bundesrat habe ja eigentlich schon Anfang April 2017
beschlossen, die Versuchsphase von E-Voting zu beenden und in den ordentlichen
Betrieb zu udberfihren. Eine Expertengruppe wirde nun die Fragen, die in der
Diskussion aufgeworfen und vom Postulat angeregt worden seien, genauer prifen.
Deshalb sei der Bundesrat auch fur eine Annahme des Vorstosses. Dass die
flachendeckende Einfihrung von E-Voting wohl noch auf Widerstand stossen wird,
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zeigte sich am Abstimmungsresultat. Zwar wurde das Postulat mit 87 zu 73 Stimmen bei
12 Enthaltungen angenommen. Die Grine Fraktion (8 Nein-Stimmen und 2
Enthaltungen), die SVP-Fraktion (60 Nein-Stimmen und eine Enthaltung) sowie
vereinzelte Mitglieder aller restlichen Fraktionen - mit Ausnahme der BDP-Fraktion, die
geschlossen Ja stimmte - zeigten sich aber eher skeptisch. ’

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Début février, la nouvelle ministre des affaires étrangéeres a émis I'idée d’organiser une
grande conférence humanitaire sur le théme de I'lrak pour la fin du mois. Il ne
s'agissait pas d’une offre de médiation de la derniere chance. De plus, cette réunion ne
devait pas se dérouler a un niveau ministériel, mais réunir des hauts fonctionnaires. Les
conséquences humanitaires et les interventions possibles sur place, en cas de conflit
armé, devaient y étre discutées. Les pays invités & cette rencontre seraient ceux
touchés, directement ou indirectement, par une éventuelle guerre : I'lrak et ses voisins,
les Etats-Unis, la Grande-Bretagne et de nombreux membres de I'UE. Les organisations
internationales concernées allaient aussi étre conviée (HCR et autres agences de I'ONU,
CICR...). La ministre des affaires étrangéres a informé les parlementaires a |'occasion
d’une séance commune des Commissions de politique extérieure des deux conseils.
Elle n"avait informé ses collegues du gouvernement qu’apres la conférence de presse
consécutive a son audition par les commissions parlementaires. Au moment de
|"annonce a la presse, aucun pays ou organisation concernés n’avaient été contactés.
Cela n’a pas manqué de susciter le scepticisme de nombreux observateurs. Il lui a
notamment été reproché de faire primer [|effet d’annonce sur [Iefficacité
diplomatique. Les méthodes utilisées par la conseillere fédérale pour donner une
certaine visibilité a la politique étrangere suisse ont fait I'objet de nombreuses
critiques. La DDC a été chargée de I'organisation de la conférence humanitaire. Les
pays et les organisations concernés se sont déclarés intéressés sur le principe, tout en
attendant une invitation officielle pour se prononcer définitivement. Ces invitations ont
été envoyées quelques jours aprés I'annonce de |'organisation de cette réunion. Elles
étaient adressées a une trentaine d’Etats (dont les membres permanents du Conseil de
sécurité et les voisins de I'lrak) et aux grandes agences humanitaires. Les autorités
suisses ont annoncé que I'lrak ne participerait finalement pas a cette réunion. Elles ont
justifié cette absence par la nature technique de la conférence (échanges
d’informations, coordination international) et la nécessité de ne pas lui donner un
contour politique et ainsi la transformer en plate-forme contre la guerre. La ministre
des affaires étrangeres avait cependant explicitement mentionné I'lrak comme invité
potentiel. De nombreux observateurs ont fait état de pressions exercées par certains
pays, dont les Etats-Unis, pour empécher la participation de I'lrak. Les Etats-Unis ont
annoncé leur absence de la conférence et leur intention de collaborer avant tout au
niveau de I'ONU. La premiere conférence a eu lieu, a huis clos, a la mi-février. Au terme
de la rencontre, le directeur de la DDC, Walter Fust, a estimé que les objectifs avaient
été atteints. Les Etats-Unis ont été le seul pays a avoir décliné I'invitation. Ce sont ainsi
environ 150 experts, 21 agences humanitaires et 29 gouvernements qui ont participé a
cette rencontre humanitaire sur I'lrak. La conseillere fédérale n’avait assisté qu’'a
|"ouverture des débats pour ensuite s’éclipser, estimant qu’il était essentiel de ne pas
donner de contour politique a la réunion. Au-dela de la satisfaction officielle d'usage,
les commentateurs ont estimé qu’il était difficile d’en tirer un bilan précis et que peu
de résultats concrets avaient été présenté lors de la conférence de presse finale. De
plus, un pays comme la France a d’'emblée annoncé sa présence comme observateur,
ne voulant ainsi pas donner I'impression de ne plus croire a une autre issue que la
guerre. Quelques intervenants ont également déploré le fait d'avoir été invités en
derniere minute. Les échanges se sont déroulés & relativement bas niveau, dans la
mesure ou un seul ministre (le ministre jordanien du plan) a participé aux discussions.
Au final, cette premiere réunion a plus permis des échanges d’opinion que la prise de
décisions concretes. Aucun des acteurs n’avait I'intention de multiplier les mécanismes
de coordination. Outre I'accélération de la construction d’'un camp de réfugiés en
Jordanie, la rencontre a permis la création de groupes de travail. Une deuxiéme
réunion humanitaire, en présence des Américains, s'est tenue au début du mois d"avril.
Le theme central a été la création de corridors permettant aux organisations
internationales d’avoir acces aux victimes du conflit irakien. Ni la ministre des affaires
étrangere, ni le directeur de la DDC n’ont assisté & cette deuxieme réunion. Elle a
principalement servi de plate-forme de dialogue mais aucune décision n'y a été prise. ®
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Le Conseil fédéral et la Commission de politique extérieure du Conseil national ont
condamné les sévices infligés a des détenus en Irak par des soldats américains. A ce
titre, la CPE-CN a décidé de transmettre sa prise de position aux parlements américain
et britannique. De son cété, la conseillere fédérale Micheline Calmy-Rey a convoqué les
ambassadeurs des Etats-Unis et de Grande-Bretagne a Berne pour leur faire part des
préoccupations de la Suisse concernant ces sévices. ?

Beziehungen zur EU

Aprés quatre années, les négociations sectorielles avec I'UE ont trouvé leur
conclusion au niveau politique au mois de décembre & Vienne. La volonté de
I’Angleterre, puis surtout de I'Autriche, d’aboutir a un compromis avant la fin de leur
période de présidence de I'Union a constitué un élément important de cet
aboutissement. En début d’année, le domaine des transports a été le principal objet de
litige, rapport au codt estimé trop élevé par I'UE de la taxe poids lourds. Les ministres
des Affaires étrangéres des Quinze ont également exigé plus de souplesse de la part de
la Suisse dans les dossiers de la libre circulation des personnes (statut des saisonniers),
de I'agriculture (plus grande ouverture aux produits de I'UE) et des allocations chémage.
Un coup de frein important a été enregistré au mois de mars avec le veto de
I’Allemagne sur le compromis des transports. Le conseiller fédéral Moritz Leuenberger
et le commissaire européen Neil Kinnock s’étaient pourtant mis d’accord a Kloten (ZH) a
la fin du mois de janvier. Mais I’Allemagne a completement contesté les bases du calcul
du montant de la taxe poids lourds. Suite a ce blocage, les ministres des affaires
étrangeres de I'UE n'ont pas traité a la fin d’avril le point des bilatérales avec la Suisse,
comme il était initialement prévu. Malgré ceci, les négociateurs suisses et européens
sont parvenus en juin & un accord sur la libre circulation des personnes et sur
|"agriculture. Concernant le premier point, la Suisse a surtout accepté de revoir sa
position sur I'attribution des prestations de I'assurance chdmage pour les travailleurs
étrangers de courte durée. Ce faisant, elle a vaincu les principales réticences de
I’'Espagne et du Portugal. Sur le second point, elle a accepté la libéralisation du marché
du fromage.

Deux semaines plus tard, les principales divergences ont été éliminées et ont ouvert la
voie a une premiére conclusion générale. Celle-ci restait toutefois conditionnée a
|"acceptation du compromis de Kloten par les Quinze et a la résolution de problémes
institutionnels ou techniques comme celui de I'appellation «Champagne» (revendiquée
par la France et les vignerons d'un petit village vaudois) ou de la viande séchée des
Grisons (conflit sur la question des regles d’origine). Dans cette optique, I"acceptation
par le peuple de la redevance poids lourds liée aux prestations (RPLP) et du
financement des transversales alpines (NLFA) ont fourni des arguments de poids a cette
conclusion politique. De plus, I'arrivée au pouvoir de la gauche en Allemagne a fait
tomber le veto qui bloquait le dossier des transports, lui apportant méme un soutien
conséquent. La Suisse a toutefois d0 faire encore quelques concessions pour que soit
définitivement clos le chapitre des transports.

Aprés la conclusion de ce point qui était de loin le plus sensible, une véritable course
contre la montre s’est engagée afin de conclure les bilatérales avant la fin de I'année.
L'Autriche, présidente de I'UE pour le deuxieme semestre 1998, s’est montrée
particulierement déterminée a ce sujet. Une opposition tactique de la France sur le
transport aérien a toutefois failli renvoyer la conclusion a 1999. Multipliant les réunions
ministérielles et diplomatiques, les partenaires ont toutefois réussi a s’entendre a
|"occasion du sommet européen de Vienne. La Suisse a encore concédé certains points
marginaux dans la libre circulation des personnes. Par exemple, les ressortissants de
I'UE déja occupés en territoire helvétique ne seront pas concernés par les diverses
restrictions et le calcul des contingents. La période transitoire de deux ans assurant
une priorité aux travailleurs domiciliés dans le pays a toutefois pu étre maintenue.
Berne a par contre laché du lest dans lIagriculture. L'ouverture aux produits
communautaires (notamment fraises, tomates, vins doux) a été augmentée d’une valeur
commerciale de quelques 100 millions de francs. L'interdiction pour les vignerons de
Champagne (VD) d’utiliser ce nom a également été entérinée. Concernant la viande
séchée des Grisons fabriquée avec de la viande argentine, les concessions ont été liées
a la levée de I’embargo de certains pays de I'UE (suite a la maladie de la vache folle) sur
I'importation de viande bovine suisse. En contrepartie, la Suisse a entre autres pu
obtenir les 5e et 7e libertés dans le transport aérien. Malgré un dernier baroud
d’honneur du Portugal, les négociations ont été définitivement conclues au niveau
politique au soir du 11 décembre. Il faut rappeler que la clause «guillotine», exigée par
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I"'UE, suppose que les sept dossiers constituent un paquet et ne pourront étre traités
séparément. Le Conseil fédéral a d"ailleurs communiqué qu’ils seront présentés comme
tels dans l'arrété fédéral y relatif. Des mesures d’accompagnement, concernant
notamment le dumping salarial, feront partie d’'un paquet distinct. Au lendemain de
|"accord, les Démocrates suisses et la Lega ont annoncé le lancement d’un référendum
contres les bilatérales. ©

Le 4 mars 2016 le Conseil fédéral soumet au Parlement le protocole relatif a I'extension
de I'accord sur la libre circulation des personnes (ALCP) a la Croatie.

Si, depuis la date du 1ler juillet 2013, la Croatie est officiellement membre de I'UE,
I'extension de I'ALCP a cet Etat des Balkans ne peut s'effectuer de maniere
automatique et nécessite la conclusion d'un protocole supplémentaire (protocole Ill a
I'ALCP). Les négociations visant a définir les conditions de participation de la Croatie au
régime de I'ALCP débutent dés le mois d'avril 2013. A la suite du "oui" a l'initiative
contre I'immigration de masse, le Conseil fédéral interrompt cependant le processus
de ratification du protocole Ill, ce dernier étant jugé contraire au texte accepté par le
peuple suisse en date du 9 février 2014. Les représailles de I'UE ne se font guere
attendre, et la Suisse se voit privee de sa participation au programme-cadre de
recherche Horizon 2020, au programme de mobilité étudiante Erasmus+, ainsi qu'au
programme de soutien au cinéma MEDIA. En avril 2014, le Conseil fédéral consent
néanmoins au débloquement du crédit-cadre de 45 millions de francs en faveur de la
Croatie, donnant a ses partenaires européens un signal positif en faveur de la libre
circulation. Au printemps 2016, le dossier croate offre la possibilité a la Suisse de faire
un pas de plus vers Bruxelles. Telle est du moins la volonté du Conseil fédéral, dont les
discussions avec I'Union européenne pour une application de l'initiative du 9 février
compatible avec la libre circulation des personnes sont gelées jusqu'au référendum
britannique du 23 juin 2016. Rappelons également que la signature du protocole Ill pour
|'extension de I'ALCP a la Croatie est conditionnellement liée a la participation de la
Suisse a Horizon 2020. En effet, en I'absence de ratification du protocole en question,
la Suisse, une fois passé le délai de février 2017, sera considérée comme un Etat tiers
pour la mise en oeuvre du programme-cadre, dont la portée est jugée primordiale dans
les domaines de la recherche et de I'économie.

Le Conseil national est le premier a se prononcer sur le sujet le 26 avril 2016. Les
critiques émanent tout particulierement des rangs de I'Union démocratique du centre
(UDC), qui dénonce l'incompatibilité du protocole avec I'article 121a de la Constitution.
Selon des propos traduits de l'allemand au francais par la Tribune de Genéve, le
conseiller national Roger Képpel (udc, ZH) prend a partie la ministre en charge du DFJP,
qui finit par quitter la salle du Conseil national. "Je m’étonne, je m’interroge, je
m’émerveille de la frivolité avec laquelle vous faites fi de la Constitution", s'exclame le
rédacteur en chef de la Weltwoche. S'il est vrai qu'a la suite de la votation du 9 février
2014, le Conseil fédéral avait dans un premier temps exclu I'extension de I'ALCP a la
Croatie, Simonetta Sommaruga plaide désormais en faveur d'une "adaptation aux
circonstances". Selon une majorité de la chambre du peuple, le rejet de I'extension de
la libre circulation & la Croatie ne peut se justifier, d'autant plus si ce refus s'effectue
au détriment de la voie bilatérale et de la participation de la Suisse a Horizon 2020. Le
Conseil national se prononce donc en faveur du projet du Conseil fédéral (122 voix
pour, 64 contre et 1 abstention). Du coté des titres de presse, si certains dénoncent un
"zigzag politico-juridique”, I'analyse semble quasi unanime: "la Suisse lache du lest pour
amadouer son partenaire" européen.

Le projet passe au Conseil des Etats qui, au début du mois de juin 2016, opte pour
|'ajout d'une condition au projet initial, précisant que le Conseil fédéral n'est autorisé a
ratifier I'extension de I'ALCP a la Croatie qu'apres s'étre accordé avec |'Union
européenne sur une réglementation de la gestion de I'immigration compatible avec la
Constitution fédérale. La chambre des cantons se conforme ainsi a I'avis de la CPE-CE
(33 voix pour la modification, 10 en faveur de la décision du Conseil national et O
abstention). Selon Christian Levrat (ps, FR), la précision votée par une majorité des
sénatrices et sénateurs est essentielle: "le Parlement ne peut pas, en toute
connaissance de cause, autoriser le Conseil fédéral a violer la Constitution.”

Au début du mois de juin 2016, la chambre basse s'oppose, par 116 voix contre 68, a la
modification du Conseil des Etats. La majorité du Conseil national rappelle I'importance
de la ratification du protocole Il pour l'avenir de la recherche suisse et qualifie
|'adjonction demandée par le Conseil des Etats d'"obstacle inutile". Invoquant le
respect inconditionnel de la constitution, I'UDC est le seul parti a se montrer favorable
a la version de la chambre haute.

Le 16 juin 2016, les deux chambres du Parlement se résolvent finalement au
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pragmatisme et acceptent tour a tour la proposition énoncée par la conférence de
conciliation. Le projet du gouvernement helvétique est modifié comme suit: le Conseil
fédéral est autorisé a ratifier le protocole si une réglementation sur la gestion de
I'immigration compatible avec I'ordre juridique suisse (et non plus avec la Constitution,
comme demandé par le Conseil des Etats dans un premier temps) est établie avec
I'Union européenne.

En décembre 2016, le Conseil fédéral opte en définitive pour la ratification du
protocole Il relatif & I'extension de la libre circulation des personnes a la Croatie.
L'exécutif national considere en effet que la condition de compatibilité exigée par les
chambres fédérales est remplie, le Parlement ayant accepté la loi d'application de I'art.
121 Cst. le 16 décembre 2016. "

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im Zusammenhang mit dem Einsatz der Nato zum Schutz der Zivilbevdlkerung in Libyen
und auf Basis der Resolution 1973 des UNO-Sicherheitsrats, welche die Schweizer
Landesregierung offiziell zur Kenntnis ggnommen hatte, erteilte der Bundesrat im Marz
einem Konvoi von britischen Militdrfahrzeugen die Erlaubnis zur Durchfahrt der
Schweiz. Dies rief von seiten der SVP Kritik hervor, welche das Vorgehen des
Bundesrats als Aushéhlung der Neutralitat wertete. Die Landesregierung argumentierte,
dass der Sicherheitsrat das Mandat flr den Einsatz erteilt habe. Im selben Monat
erteilte das Bundesamt fiir Zivilluftfahrt (Bazl) der Nato auch die Erlaubnis zum Uberflug
des schweizerischen Territoriums. ™

Zwischenstaatliche Beziehungen

Flavio Cotti a aussi effectué une visite de trois jours en Afrique du Sud, qui est
notamment le principal marché pour la Suisse sur le continent africain. Il y a rencontré
le président Nelson Mandela et a confirmé la volonté de la Confédération d’intensifier
ses relations avec I'Etat sud-africain, tout comme de collaborer plus étroitement avec
lui sur la scéne internationale. A travers un programme spécial pour la promotion de la
démocratie qui court depuis 1994, la Suisse va continuer a soutenir les élections libres
dans ce pays. Flavio Cotti s’est aussi entretenu avec I'archevéque Desmond Tutu du
probleme des droits de I'hnomme. Lors d’une visite privée a Londres, le Président de la
Confédération a également rencontré le premier ministre britannique Tony Blair et la
reine Elisabeth. ™

Arrété en Angleterre, Augusto Pinochet a fait 'objet d’'une demande d’extradition. La
Suisse a toutefois indiqué qu’elle laissait la priorité a I'Espagne, qui a aussi réclamé I'ex-
dictateur chilien. Par ailleurs, les relations avec Santiago ont été tendues cette année,
suite au refus de Berne de livrer a la justice de son pays un ressortissant chilien
condamné a dix ans de prison par une cour militaire. Le gouvernement chilien a
protesté contre cette décision et a la suite de cette affaire, I'ambassadeur du Chili en
Suisse n’est pas revenu a son poste.

Pour sa premiére visite officielle a I'étranger, le nouveau Conseiller fédéral et ministre
des affaires étrangéres Joseph Deiss s’est rendu lui a Vienne ou il a rencontré son
homologue autrichien Wolfgang Schussel et le président Thomas Klestil. Lors des
discussions, il fut notamment question du conflit dans les Balkans. Toujours au mois de
mai, apres avoir participé a un sommet ministériel sur la « sécurité humanitaire » en
Norvege, Joseph Deiss s’est ensuite rendu en Allemagne ou il s’est présenté a Joschka
Fischer et en France, ou il a été recu par le ministre des affaires étrangéres Hubert
Védrine. Ce dernier a salué le réle joué par la Suisse au Kosovo. En juin, le chef du DFAE
a effectué une visite d'une journée a Prague pour s’entretenir du conflit au Kosovo et
des relations bilatérales entre les deux pays. Au mois de juillet, Joseph Deiss a été
accueilli a Rome par son homologue italien Lamberto Dini. Les deux ministres ont
abordé les sujets de I'évasion fiscale, des transports et de la réadmission des
clandestins par I'ltalie. Puis en octobre, Joseph Deiss s’est entretenu a Alger avec le
président Bouteflika des relations bilatérales des deux pays. A son retour, il s’est envolé
pour une tournée de huit jours en Afrique qui I'a mené successivement en Tanzanie, en
Afrique du Sud et au Mozambique. Le chef du DFAE a également rendu visite a Londres
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au ministre des affaires étrangeres de Grande-Bretagne pour discuter des affaires
courantes. En décembre, il a effectué un voyage de deux jours en Russie ou il s'est
entretenu avec le ministre des affaires étrangéres Igor Ivanov du conflit en Tchétchénie.
A la suite de cette visite, Joseph Deiss a annoncé que la Suisse mettrait a disposition
encore un million de francs pour les opérations du CICR et du HCR au Nord-Caucase,
mais qu’elle refusait d’étendre I'expérience de Focus a ce conflit, comme les autorités
russes I'avaient suggéré. ®

En visite & Londres, le président de la Confédération s’est longuement entretenu avec
le premier ministre britannique Tony Blair. Les discussions ont porté sur une
ratification rapide des accords bilatéraux et sur la fin des mesures administratives
contraignantes envers les citoyens et les entreprises suisses aux douanes anglaises,
forcés de suivre les longs controles réservés aux non membres de I'UE. Le premier
ministre britannique a intercédé favorablement aux demandes d’Adolf Ogi. '

Président de la Confédération durant I'année sous revue, Samuel Schmid a effectué de
nombreuses visites a I"étranger. Il s’est tout d’abord rendu en Allemagne, a la 41éme
Conférence de Munich pour la politique de sécurité. Il s'est notamment entretenu avec
les secrétaires généraux de 'ONU, Kofi Annan, et de I'OTAN, Jaap de Hoop Scheffer. En
mars, le chef du DDPS s’est rendu & Jérusalem pour I'inauguration du nouveau musée
Yad Vashem. En marge des cérémonies, il a profité de rencontrer le président Moshe
Katsav et le premier ministre Ariel Sharon. Les discussions ont porté sur les relations
bilatérales entre Israél et la Suisse, ainsi que sur des questions d’armement. Samuel
Schmid a effectué un peu plus tard une visite d'une semaine au Japon. Il y a représenté
la Suisse a I'Exposition universelle a Aichi et a visité le pavillon suisse « La Montagne ». Il
a également été recu par le ministre de la défense a Tokyo, ainsi que par le couple
impérial japonais, honneur rare pour un dignitaire étranger. Au mois de mai, le
conseiller fédéral a participé au troisieme sommet du Conseil de I'Europe, a Varsovie
en Pologne. En juin, Samuel Schmid s’est rendu a Londres pour une visite de travail
aupres du premier ministre Tony Blair. Il a également été recu par la reine Elisabeth Il &
Buckingham Palace. Dans le cadre des questions relatives & I'extension de la libre
circulation des personnes aux nouveaux Etats membres de I'UE, le Président de la
Confédération a effectué une visite en Lettonie, ou il a rencontré le premier ministre
letton Aigars Kalvitis, ainsi que la Présidente Vaira Vike-Freiberga. Suite a une rencontre
informelle avec le Président de la République fédérale d'Autriche, Heinz Fischer, a
Bregenz au mois de juillet, Samuel Schmid a rencontré ce dernier a Vienne au mois
d’octobre, en marge de la conférence entre la Suisse et ses trois voisins
germanophones. La question du projet de stockage de déchets hautement radioactifs
en couches profondes, pres de Zurich, a notamment été abordée. En fin d’année, le
Président de la Confédération a été recu a Paris par le Président de la République
francaise Jacques Chirac. lls se sont entretenus au sujet de I"avenir de I'Europe suite
aux «non>» francais et néerlandais a la Constitution européenne, des réformes de
I'ONU, et de la situation au Proche-Orient et dans les Balkans. Il s’est encore rendu au
Mali en fin d’année, ou il a rencontré son homologue et annoncé que l'aide suisse a
Bamako resterait identique pour les prochaines années, malgré les coupes dans les
finances fédérales. "

Le conseiller fédéral Hans-Rudolf Merz, chef du Département fédéral des finances, a
rencontré Gordon Brown, le ministre britannique des finances (chancelier de
I'Echiquier) au mois de novembre & Londres. ®

La Suisse et la Grande-Bretagne ont signé un accord de réadmission en fin d’année.
Celui-ci prévoit la réadmission sans formalité de requérants d’asile d’Etats tiers,
lorsqu’il est prouvé que ces personnes ont préalablement séjourné dans un Etat
contractant ou transité par celui-ci. Il régle également le sort des ressortissants d'Etats
tiers sans autorisation de séjour.
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Pour son premier voyage de I'année, la conseillére fédérale Micheline Calmy-Rey s’est
rendue a Vienne, ou elle a rencontré son homologue Ursula Plassnik. Les questions liées
a l'intégration européenne et a la situation au Kosovo ont été au cceur des discussions.
La cheffe du DFAE s’est également entretenue avec Mohamed El-Baradei, le directeur
de I’Agence internationale de I"énergie atomique (AIEA). Elle a ensuite effectué une
courte visite en Allemagne, ou elle s’est entretenue avec son homologue allemand,
Frank-Walter Steinmeier, au sujet du dossier de I'aéroport de Zurich-Kloten. Fin
février, la conseillere fédérale a rencontré son homologue polonais Stefan Meller a
Varsovie, afin de s’entretenir des projets financés par I'aide suisse & la cohésion
européenne dans le pays. Aprés un voyage en Azerbaidjan, a I'occasion duquel la cheffe
du DFAE a signé un accord-cadre de protection des investissements, ainsi qu'une
déclaration commune en matiére migratoire, celle-ci s’est rendue & Londres, ou elle a
rencontré son homologue britannique Jack Straw. Les discussions ont porté
principalement sur les relations Suisse-UE et sur le dossier du Conseil des droits de
I’'homme. Suite a I" « affaire des visas » qui a secoué I'ambassade de Suisse au Pakistan,
Micheline Calmy-Rey s’est rendue a Islamabad, afin de se faire sa propre idée au sujet
des méthodes de travail ayant cours dans cette ambassade. Début juin, elle a effectué
une visite officielle de trois jours en Algérie. Elle y a notamment rencontré le ministre
algérien des affaires étrangéres, Mohamed Bedjaoui, avec qui elle a signé trois accords
bilatéraux. Au mois de juin, la conseillere fédérale s’est tout d’abord rendue a Bucarest,
ou elle a rencontré son homologue roumain Mihai Ungureanu, puis en Arménie, pour
une visite de deux jours. Elle a rencontré le premier ministre arménien Andrik
Margarian et le président Robert Kotcharian. La question d'un accord de double
imposition, ainsi que la question du conflit au Nagorny-Karabakh, ont figuré au menu
des discussions. Dans le cadre des désaccords sur les nuisances sonores de |I"aéroport
de Zurich-Kloten, Micheline Calmy-Rey s’est a nouveau rendue en Allemagne au mois
de septembre, afin de s’entretenir de ce dossier avec le premier ministre du Bade-
Wurtemberg, Gunther Oettinger. La cheffe du DFAE s’est rendue en Chine au mois
d’octobre. Elle n'est toutefois pas parvenue a obtenir la signature d’'un mémoire
d’entente traduisant la volonté d’intensifier les relations bilatérales entre les deux

pays. %

La Suisse et la Grande-Bretagne ont signé un protocole modifiant la Convention contre
la double imposition des revenus entre les deux pays. Outre I'extension de I'échange de
renseignements, la principale modification concerne le dégrevement complet de
I'impdt a la source des dividendes versés a une caisse de pension ou a une société
détenant une participation importante dans la société qui verse les dividendes. ?

Sur invitation du Luxembourg, le conseiller fédéral Hans-Rudolf Merz a rencontré le
premier ministre Jean-Claude Juncker et le ministre de la justice, du trésor et du
budget Luc Frieden pour une visite de travail. Le chef du DFF a également rencontré a
la mi-septembre le chancelier de I'Echiquier Alistair Darling a Londres. Les discussions
ont notamment porté sur la réglementation des marchés financiers. %

Au cours de I'année sous revue, le Conseil fédéral a présenté son message concernant
un protocole modifiant la Convention de double imposition avec le Royaume-Uni de
Grande Bretagne et d’Irlande du Nord. Les chambres ont adopté cet objet a I'unanimité
et sans discussion.

La Suisse a signé une CDI révisée avec la Grande-Bretagne prenant en compte les
standards de I'OCDE. #

Au mois de février, Hans-Rudolf Merz a participé a une rencontre confidentielle des
ministres des finances suisse, allemand, luxembourgeois et liechtensteinois a
Luxembourg. Cette rencontre a fait suite a la réunion du mois de mars de l'année
précédente qui avait permis d’harmoniser la position des intervenants face aux
attaques du G20 contre le secret bancaire. Au mois de mars, il est allé & Berlin dans le
cadre de la résolution du conflit relatif aux données volées. Il a rencontré le ministre
allemand des finances, Wolfgang Schauble, afin de parapher une nouvelle CDI (voir
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supra). En octobre, il s’est rendu a Washington pour I’Assemblée générale du FMI, lors
de laquelle il a défendu le siege helvétique. Celui-ci est menacé par la réforme visant a
redistribuer le pouvoir vers les pays émergents. Il a mis en avant I'importance de la
place financiere et économique, le réle du franc et la contribution financiére de la
Suisse a l'organisation. Il a ensuite signé une déclaration d’ouverture de négociations
sur la fiscalité a Londres. Il a ainsi rencontré le chancelier de I'échiquier, Georges
Osborne, et le ministre délégué aux questions fiscales, David Gauke. Il est retourné a
Berlin pour signer une déclaration similaire ainsi qu’une nouvelle CDI avec le ministre
des finances, Wolfgang Schéuble. Ces deux signatures sont intervenues sur fond de
conflits avec I'Allemagne relatif aux données volées et avec I'UE relatif & la question
fiscale.

Le parlement a approuvé la CDI avec le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d’Irlande
du Nord. *

Die Schweiz und Grossbritannien legten im Berichtsjahr ihren Steuerstreit durch die
Paraphrasierung eines Steuerabkommens vorljufig bei. ¥

La présidente de la Confédération de I'année sous revue, Eveline Widmer-Schlumpf, et
le chef de la diplomatie suisse, Didier Burkhalter, se sont rendus a Bruxelles pour
discuter principalement des relations bilatérales entre la Suisse et I'UE, des relations
qualifiées d"étroites et intenses par les deux parties au terme de la visite. Les dossiers
des marchés financiers, de la crise de I'euro et de la politique extérieure ont également
été abordés. Ces discussions se sont déroulées en présences des hauts représentants
de I'UE, soit le président de la Commission européenne José Manuel Barroso, le
président du Parlement européen Martin Schulz et le commissaire européen a la
fiscalité Algirdas Semeta. Cette rencontre a également permis a la Suisse de signer
|"accord fiscal avec la Grande-Bretagne. La signature de cet accord, communiquée de
maniere inadéquate, a refroidi I'atmosphere de la rencontre helvético-européenne.
Toujours en Belgique, les deux conseillers fédéraux se sont déplacés a Lommel et a
Louvain, afin d'assister aux obséques des victimes ayant tragiquement perdu la vie dans
un accident de car en Valais. La présidente s’est ensuite rendue a Vienne, ou elle a
salué la conclusion de l'accord fiscal avec I'Autriche. En juin, une rencontre a été
organisée avec le président tchéque, I'occasion de discuter notamment de I'activation
de la clause de sauvegarde par la Suisse. Les négociations au sujet d'un accord fiscal
avec I'ltalie ont ensuite emmené la ministre des finances a Rome. Puis, Eveline Widmer-
Schlumpf a représenté la Suisse lors de la cérémonie d’ouverture des Jeux olympiques
d’été a Londres. En septembre, la présidente s’est envolée pour New-York ou, devant
I’Assemblée générale de I'ONU, elle a expliqué les priorités politiques suisses dans le
cadre de I'ONU, a savoir la sécurité internationale, la nécessité de réformer les
institutions onusiennes et le développement durable. La finance I'a ensuite emmenée a
Tokyo pour participer a une réunion du Conseil exécutif du FMI. A Vientiane, le Sommet
du Forum Asie-Europe (ASEM) a recu la Suisse, représentée par Eveline Widmer-
Schlumpf, comme nouveau membre. Enfin, au début de mois de décembre, la
présidente a rencontré le président francais Francois Hollande. La convention de
double-imposition en matiere de succession s’est imposée comme sujet de discussion
entre les deux chefs d’Etat. La présidente s’est finalement rendue au Luxembourg pour
engager un dialogue sur le dossier fiscal. %

Pour sa premiére visite officielle a I'étranger, Didier Burkhalter, nouveau chef du
département fédéral des affaires étrangeres s'est rendu en Autriche afin d’effectuer
une premiere prise de contact avec son homologue autrichien. Au mois de février, il
s’est envolé pour Londres ou s’est tenue la conférence internationale sur la Somalie.
Une rencontre avec le chef de la diplomatie allemande, Guido Westerwelle, s’est
déroulée dans le courant du mois de mars, |'occasion d’aborder la politique
européenne, les relations bilatérales et la présidence suisse de 'OSCE en 2014. Didier
Burkhalter a accompagné la présidente & Bruxelles pour trouver des solutions aux
questions institutionnelles et fiscales. Le conseiller fédéral s’est ensuite déplacé au
deuxieme Sommet sur la sécurité nucléaire en Corée du Sud. En paralléle, il a rencontré
le ministre des affaires étrangeres et du commerce sud-coréen, Kim Sung-Hwan. Cette
rencontre a marqué le cinquantiéme anniversaire des relations diplomatiques entre la
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Corée du Sud et la Suisse. En mai, Didier Burkhalter a participé au sommet de 'OTAN a
Chicago. Puis en été, il s’est rendu consécutivement au Liban, a Chypre et en Grande-
Bretagne. Au Liban, le chef de la diplomatie suisse a exprimé son soutien face aux défis
de la crise syrienne. A Chypre, les discussions ont également été centrées sur la
situation au Moyen-Orient, ainsi que sur la politique européenne, Chypre assurant la
présidence tournante de I'lUnion européenne. La visite a Londres s’est insérée dans une
stratégie d’intensification des relations entre les deux pays. Vaduz a ensuite recu le
conseiller fédéral a I'occasion d’une rencontre des ministres des affaires étrangeres de
I’Allemagne, I'Autriche et du Liechtenstein afin de renforcer la coopération et les
échanges entre les quatre pays. Au mois de septembre, le ministre s’est rendu a Paris et
Rome. Ces visites ont eu pour but de présenter les propositions suisses pour résoudre
les problémes institutionnels avec I'UE, ainsi que de discuter des dossiers fiscaux. La
rencontre avec le gouvernement italien a été I'occasion de se pencher sur la
coopération transfrontaliére. Le conseiller fédéral s’est ensuite rendu a I’Assemblée
générale de I'ONU a New York. Puis, il a effectué une visite en Espagne pour présenter la
politique européenne de la Suisse et discuter de la situation en Syrie avec son
homologue espagnol. En octobre, Didier Burkhalter a participé & la Conférence
ministérielle de la Francophonie a Kinshasa ou il a présenté le bilan de la présidence
suisse (2010-2012). Ce passage en RDC a été suivi d'un déplacement au Burundi, ou le
conseiller fédéral a pu étudier les différents projets issus de la stratégie du DFAE dite
des Grands lacs, et d'un dernier déplacement en Egypte. Le chef de la diplomatie suisse
s’est ensuite rendu & Moscou dans le courant du mois d’octobre suite au renforcement
des relations bilatérales avec la Russie depuis 2007. En plus des questions
économiques, la présidence russe du G20 (2013), la présidence suisse de 'OCDE (2014),
la situation en Syrie et dans le Caucase, ainsi que le réle de médiateur de la Suisse dans
les relations entre la Russie et la Géorgie ont été abordés. A la fin du mois d’octobre,
Didier Burkhalter a entamé un grand voyage en Asie. |l a tout d’abord inauguré la
nouvelle ambassade de Suisse au Myanmar. Cette inauguration a marqué la premiere
visite officielle d’'un ministre suisse dans ce pays. Il a ensuite rejoint la présidente de la
Confédération au Laos pour le Sommet du Forum Asie-Europe (ASEM), suite auquel il
s’est envolé pour I'Indonésie au 5e Forum de Bali pour la démocratie, I'occasion de
rencontrer son homologue indonésien. Ce voyage asiatique s’est terminé par une
conférence régionale des ambassadeurs en Thailande. En novembre, Bruxelles a
accueilli la réunion des ministres des finances et de I'économie de I'UE et de I'AELE,
|"occasion pour Didier Burkhalter de représenter la Suisse et d’aborder la thématique
des régulations des marchés financiers. Puis, le ministre a pris part a la conférence
ministérielle de I'OSCE & Dublin. En 2014, I'organisation sera présidée par la Suisse. En
décembre s’est tenu le Forum mondial contre le terrorisme a Abou Dhabi, auquel a
participé le ministre suisse. Cette rencontre été marquée par la signature du
mémorandum d’Alger par la Suisse. Ce dernier vise a renforcer la lutte contre le
terrorisme, le soutien aux victimes, ainsi qu’a renoncer a verser les rancons demandées
lors de prises d’otages. %

La Suisse a conclu un accord avec le Royaume-Uni au sujet de la coopération en
matiére de fiscalité et de marchés financiers. Un référendum a été lancé par I'ASIN
contre cet accord. Il n"a cependant pas réussi a réunir suffisamment de signatures dans
le temps imparti. *°

La visite du ministre britannique des affaires européennes David Lidington a permis au
conseiller fédéral Didier Burkhalter d’aborder les principes de la Suisse en matiere de
politique européenne et les relations bilatérales entre les deux pays. Les deux parties
ont annoncé vouloir renforcer les échanges entre leur ministére. *

Le gouvernement helvétique a signé une CDI et un accord sur I’échange de
renseignements en matiére fiscale (AERF) avec I'lle de Man (Dépendance de la
couronne britannique). Pour rappel, les AERF visent a régler I'échange de
renseignements sur demande. Les chambres devront encore entériner ces accords.
Deux autres AERF ont été signés avec I'lle de Guernesey, le 11 septembre, et Jersey. le 16
septembre (Dépendances de la couronne britannique) en septembre.
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Le Conseil fédéral a soumis au parlement un arrété fédéral concernant I'échange de
renseignements en matiére fiscale avec I'lle de Man, Guernesey et Jersey. Les accords
ont été signés respectivement le 28 aolt, le 11 septembre et le 16 septembre 2013.
Faisant partie de la Grande-Bretagne, ces trois lles Anglo-Normandes ne sont pas des
pays mais des juridictions et ont ainsi leurs propres législations. Ce sont elles qui
avaient demandé a la Suisse de conclure un accord sur I'échange de renseignements en
matiére fiscale (AERF), ce que le Conseil fédéral avait approuvé de faire en avril 2012.
Pour des juridictions, un AERF peut s'avérer plus avantageux qu'une convention visant a
éviter la double imposition lorsque les risques d’aboutir & une double imposition sont
quasi inexistants.

La CER-CE a décidé, a l'unanimité, de proposer a son conseil d'approuver les trois
accords. La petite Chambre a suivi sa commission le 18 mars 2014 en les acceptant
également a I'unanimité. La CER-CN s'est aussi prononcée en faveur de ces accords par
18 voix contre 3 et 4 abstentions, son conseil y a donné suite lors de la session d'été par
177 voix contre 1 et 4 abstentions. L'arrété a finalement été adopté par les deux
chambres le 20 juin lors du vote final. *

Le 23 octobre, la conseillere fédérale Doris Leuthard s'est rendue a Londres ou elle a
rencontré Edward Davey, le ministre britannique de I'énergie et du changement
climatique. Il a été question des stratégies énergétiques de la Suisse et du Royaume-
Uni et de I'accord prévu sur la protection du climat applicable a I’échelle mondiale. *°

Le 19 mai, la Suisse et Grenade ont signé a Londres un accord sur I’échange de
renseignements en matiére fiscale. L'accord devra d'abord étre approuvé par le
parlement avant d'entrer en vigueur. *

Début novembre, Johann Schneider-Ammann s'est rendu a Londres pour une visite de
travail. Il y a rencontré son homologue britannique Francis Maude avec qui il a entre
autre évoqué la situation économique de la Suisse, du Royaume-Uni et de I'Europe. Le
chef du DEFR a également participé au lancement officiel du programme "CTl Market
Entry Camp UK" auquel des start-up suisses peuvent participer afin de s'implanter sur
la marché britannique. *°

Gute Dienste

Au mois de novembre, Geneve a accueilli des pourparlers entre les pays E3/UE+3 et
Ilran sur le dossier du nucléaire iranien. Malgré le pessimisme précédant les
négociations quant a possibilité de trouver un compromis avec I'lran, les discussions
ont abouti sur un plan d’action commun. La Suisse a salué cette grande avancée dans
un dossier longtemps reste gelé.

Début avril, & Lausanne, une entente a été conclue entre les E3/UE+3 et I'lran sur le
programme nucléaire iranien. Le sigle E3/UE+3 désigne les trois pays les plus influents
de I'Union Européenne, c'est-a-dire I'Allemagne, la France et la Grand-Bretagne, ainsi
que la Chine, les Etats-Unis et la Russie. Didier Burkhalter a salué cette déclaration
commune et déclaré qu'elle constituait un pas important vers plus de sécurité dans le
monde. %
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Auslandschweizer

Comme en 2014, le nombre des Suisses a I'étranger a encore augmenté. Selon la
statistique des étrangers du DFAE, il est passé de 746'885 a 761'930, ce qui représente
une hausse d'un peu plus de 2%, soit 15'045 citoyens suisses en plus vivant a I'étranger.
La plus forte hausse en nombre absolu a été enregistrée en France (+4'173 personnes)
et en Allemagne (+2'103 personnes), tandis que celle en pourcentage a été a nouveau
recensée en Asie (+3.5%). Les autres pays qui ont accueilli plus de Suisses par rapport a
2014 sont notamment les Etats-Unis (+1'622 personnes), la Grande-Bretagne (+1'216
personnes), Israél (+744 personnes), I'Autriche (+486 personnes) et la Thailande (+420
personnes). Notons que deux tiers des Suisses de lI'étranger vivent en Europe,
principalement dans les pays limitrophes de la Suisse. *

Entwicklungspolitik

Le Conseil national a adopté un postulat Gross (ps, ZH) invitant le Conseil fédéral a
examiner la possibilité de se joindre a I'action de la France et du Royaume-Unis et de
scolariser un million d’enfants en Afrique d’ici a 2012. Ce postulat vise a participer aux
Objectifs du millénaire pour le développement qui ont notamment pour but de
scolariser tous les enfants de ce continent d’ici & 2015. *®

Aussenwirtschaftspolitik

Les exportations suisses de matériel de guerre ont baissé en 2010 (-12%) pour
atteindre 640,5 millions, soit I'équivalent de 0,32% des exportations totales de
marchandises. Sur I'ensemble des ventes, 17,7% consistent en des armes de tous
calibres destinées principalement a des entreprises de commerce ou industrielles et a
des forces de police. Elles ont concerné soixante-neuf pays, dont les principaux sont
I’Allemagne (134,3 millions), I’Arabie Saoudite, (132,6 millions), la Grande-Bretagne (51,1
millions), la Belgique (44,8 millions) et I'Espagne (32,6 millions). Parmi les 2363
demandes d’exportation (+5,9% par rapport a 2009), 2357 ont été autorisées par le
SECO pour un montant de 1,5 milliard de francs. Parmi les 66 demandes de préavis des
entreprises exportatrices, 45 ont recu une décision positive. L'Arabie Saoudite ne
dispose plus d’autorisation d’exportation de matériel de guerre depuis l'année
précédente, toutefois le Conseil fédéral a autorisé la livraison des commandes faites
avant cette décision. S'agissant des destinations, 61,5% des exportations se sont
dirigées vers des destinations européennes, 8,1% vers I'’Amérique et 29,2% vers |'Asie. %

Les exportations de matériel de guerre ont augmenté de 22 % par rapport a I'année
2013. La Suisse a ainsi exporté pour un montant de 563,5 millions de francs (contre
461,2 millions de francs en 2013), ce qui représente une part de 0,26 % (0,22 % en 2013)
des exportations suisses. La Suisse a exporté du matériel dans 72 pays, soit un pays de
plus qu'en 2013. Les cing pays destinataires en téte étaient I'Allemagne, avec des
livraisons d'une valeur de 187 millions de francs, suivie de I'Indonésie (121,5 millions), de
I'ltalie (49,4 millions), des Etats-Unis (34,6 millions) et de la Grande-Bretagne (20,9
millions). En 2014, le SECO a traité 2477 nouvelles demandes d’exportation (2274 en
2013) et il en a refusé 123 a des pays d'Asie, d'Afrique du Nord et de I'Europe de I'Est
pour des raisons liées aux droits de 'hnomme ou dans des cas d'implication dans un
conflit international. *°
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik

In den jahrlich veréffentlichten Studien Uber die Wettbewerbsféahigkeit der
Volkswirtschaften im internationalen Vergleich schnitt die Schweiz weiterhin gut ab.
Gemass einer dieser Studien (IMD) belegte sie weltweit den 5. Rang, in Europa wurden
lediglich Finnland und die Niederlande besser bewertet. Gemass einer anderen Analyse
(WEF) lag sie an zehnter Stelle; hier rangierten von den europaischen Staaten nur
Luxemburg, Niederlande, Irland, Finnland und Grossbritannien vor ihr. Der Nationalrat
Uberwies ein Postulat der SVP-Fraktion (99.3584), welches vom Bundesrat einen Bericht
dartber verlangt, welche Massnahmen ergriffen werden kénnen, um den Standort
Schweiz fir Investoren méglichst attraktiv zu machen.

Lors de la session de printemps, les deux conseils ont étudié le rapport sur la politique
économique extérieure 2016. Les deux chambres ont approuvé le rapport a
|'unanimité. En résumé, le rapport se focalise sur les opportunités et risques pour la
politique économique extérieure suisse. Plus précisément, le rapport s'attache a
définir les conditions-cadres optimales pour I'économie helvétique. Plusieurs points
méritent d'étre soulevés. Tout d'abord, le rapport souligne la percée d'une vision
protectionniste dans le commerce mondial. En effet, des élans de nationalisme
économique ont propagé, durant I'année 2016 en particulier, des voix contre le libre-
échange et la mondialisation dans son ensemble. Ces cris qui résonneront encore en
écho durant I'année 2017 forcent la Suisse a bien réfléchir a sa stratégie commerciale.
Le Brexit mais aussi la volonté de I'administration Trump de se retirer du Partenariat
Transatlantique de commerce et d'investissement (TTIP) sont deux exemples marquants
de cette tendance. Ensuite, le rapport précise que la Suisse doit profiter des mutations
structurelles rapides qui secouent le monde. Progression de la numérisation,
internationalisation des flux ou encore émergence de nouveaux produits et services
symbolisent cette nouvelle vague sur laquelle I'économie suisse doit surfer. En
particulier, le rapport met en évidence l'importance de la numérisation pour une
économie pauvre en ressources naturelles comme la Suisse. Dans cette optique,
plusieurs réglementations, comme celles sur les technologies financiéres (FinTech),
doivent étre adaptées a ce tournant technologique. Finalement, le rapport rappelle que
la Suisse continue a tisser son réseau d'accords de libre-échange. **

Konjunkturlage- und politik

Die nach dem weltweiten Konjunktureinbruch des Vorjahres erhoffte Wiederbelebung
trat nicht ein. Nachdem bis zu den Sommermonaten noch einige positive Anzeichen
ausgemacht werden konnten, verlor die Wirtschaftsentwicklung in der zweiten
Jahreshdlfte wieder an Schwung. Beigetragen haben dazu die aufgedeckten
Unregelmassigkeiten in der Rechnungsfihrung grosser Unternehmen und die dadurch
ausgeldsten massiven Kurseinbriche an der Boérse. Daneben fihrte die
Verschlechterung der weltpolitischen Lage mit der sich abzeichnenden Intervention der
USA im Irak einerseits zu einer Verunsicherung der Investoren und der Konsumenten
und andererseits zu einer massiven Verteuerung der Erddlpreise.

Nicht alle Regionen waren im gleichen Masse von dieser flauen Konjunkturentwicklung
betroffen. So lagen die Wachstumsraten der USA und - nach dem massiven Einbruch im
Vorjahr - auch der meisten Industrie- und Schwellenstaaten Asiens (mit Ausnahme
Japans) Uber dem weltweiten Durchschnitt; die Mehrzahl der européischen
Volkswirtschaften erreichten hingegen nicht einmal die schwachen Zuwachsraten des
Vorjahres. Das reale Bruttoinlandprodukt stieg in den USA um 2,3%, in Grossbritannien
um 1,6% und im Euro-Raum um 0,8% an; besonders schwach fiel das Wachstum in
Deutschland und in Italien mit 0,4% resp. 0,3% aus. Eine dhnlich bescheidene Zunahme
verzeichnete Japan mit 0,3%. In Lateinamerika verscharfte sich die Wirtschaftskrise in
Argentinien, wahrend die Entwicklung in den anderen Staaten uneinheitlich verlief.

Die Teuerung auf Konsumentenstufe bildete sich in den meisten Industriestaaten
zurlck: massiv in den USA (von 2,8% auf 1,6%) hingegen nur schwach im Euro-Raum
(von 2,56% auf 2,4%) und in Grossbritannien (von 2,1% auf 2,0). In Japan verzeichnete
man zum vierten Mal hintereinander ein rucklaufiges Preisniveau. Das Ausbleiben einer
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wirtschaftlichen Erholung wirkte sich negativ auf die Beschaftigung aus. Die
Arbeitslosenquote stieg im Jahresmittel sowohl in den USA (auf 5,8%) als auch im Euro-
Raum (8,3%), im Vereinigten Kénigreich (5,2%) und in Japan (5,5%) an. **

Nach der Beendigung des Irak-Kriegs begann sich die Weltwirtschaft im Sommer
wieder zu erholen. Wichtige Impulse gingen dabei von der amerikanischen Wirtschaft
und von den Schwellenléndern Asiens, insbesondere China aus. Diese Entwicklung
wurde durch die weiterhin vorwiegend expansive Geldpolitik der Industrielander
gestutzt. In Europa - Ausnahme Grossbritannien - setzte der Konjunkturaufschwung
allerdings wesentlich zégerlicher ein. In Deutschland verharrte das reale
Bruttoinlandprodukt auf dem Vorjahresstand und in Frankreich fiel das Wachstum sehr
bescheiden aus. Héhere Wachstumsraten wiesen hingegen die meisten sid-, mittel-
und osteuropéischen Volkswirtschaften aus. Auch in wichtigen Staaten Lateinamerikas
(u.a. Brasilien und Argentinien) belebte sich die Konjunktur. Trotz steigender
Energiepreise sanken die Inflationsraten auf Konsumentenstufe in den meisten
Industrieldandern erneut. Etwas hdher als im Vorjahr lag die Teuerung in den USA und in
Grossbritannien (2,3% resp. 2,8%), leicht tiefer im Euro-Raum (2,1%). Noch kaum
Auswirkungen hatte der wirtschaftliche Aufschwung auf die Beschaftigungslage. Im
Jahresmittel verzeichneten von den grossen Industriestaaten nur gerade
Grossbritannien und Japan (5,0% resp. 5,3%) einen Riickgang der Arbeitslosenquote. In
den USA stieg diese auf 6,1%, in der Euro-Zone gar auf 8,8% an. **

Die Weltwirtschaft blickte auf ein schwieriges Jahr 2011 zurlck. Das globale
Wirtschaftswachstum schwéachte sich in der zweiten Jahreshélfte deutlich ab. Im
September erwartete der Internationale Wéhrungsfonds (IWF) fur 2011 eine
Wachstumsrate von 3 Prozent. Im Vorjahr hatte diese noch rund 4 Prozent betragen.
Besorgniserregend préasentierte sich die Lage in den Industriestaaten. In Nordamerika
und in Europa lahmten die hohen Staatschulden und die Konsolidierungsprogramme
die konjunkturelle Entwicklung. Das Wirtschaftswachstum beider Kontinente
verlangsamte sich im Laufe des Jahres. Die Vereinigten Staaten wuchsen 2011 mit 1,7
Prozent und die Euro-Zone mit 15 Prozent. Obwohl alle européischen
Volkswirtschaften von einem Abwartstrend erfasst wurden, waren zum Teil markante
Unterschiede zu beobachten. Wahrend sich Deutschland, Skandinavien und die meisten
osteuropéischen Staaten durch ansehnliche Wachstumsraten auszeichneten, kam der
Wachstumsmotor in Frankreich, Spanien sowie in den Benelux-Staaten zum Erliegen.
Italien und Grossbritannien fielen nach der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008 in
die Rezession zurilck (sogenanntes Double-Dip Phanomen). Die krisengeschuttelten
Volkswirtschaften Portugals und Griechenlands entwickelten sich weiterhin lethargisch.
Sie wiesen in samtlichen Quartalen negative Wachstumsraten auf. Dasselbe Schicksal
ereilte auch Japan, der drittgrossten Volkswirtschaft der Welt. Aufgrund der Tsunami-
Katastrophe und des Atomungliicks in Fukushima, einer Flutkatastrophe in Thailand, wo
zahlreiche Produktionsstatten japanischer Unternehmungen in Mitleidenschaft gezogen
wurden sowie der unabhangig von diesen Ereignissen generell sinkenden Nachfrage
nach inlandischen Gutern auf dem Weltmarkt wurde Japan im Berichtsjahr schwer
gepruft. Weit dynamischer entwickelten sich dagegen die Schwellenlander. Deren
Wachstumsraten verharrten auf einem hohen Niveau, wobei sich diese in der zweiten
Jahreshalfte ebenfalls abschwachten. Somit konnten sich die Schwellenldander der
Konjunkturverlangsamung in den Industriestaaten nicht ganzlich entziehen. *°

Die Weltwirtschaft fand auch im Berichtsjahr nicht auf einen soliden Wachstumskurs
zurick. Geméass dem Internationalen Wahrungsfonds verharrte das globale
Wirtschaftswachstum auf 3,2%. Die Industriestaaten wiesen ein Wachstum von
lediglich 1,3% aus, was gegenuber dem Vorjahr einer Abnahme um 0,3 Prozentpunkte
entsprach. Besorgniserregend prasentierte sich die Situation in Westeuropa. Mehrere
Volkswirtschaften gerieten an den Rand einer Rezession (Grossbritannien, Irland,
Frankreich, Belgien, Niederlande und Osterreich). Auch der Wachstumsmotor der
deutschen Wirtschaft liess stark nach. Immerhin nahm dort das Bruttoinlandprodukt im
Jahresvergleich um 0,9% zu. Derweil verscharften sich in den stark verschuldeten
Léandern Stdeuropas die rezessiven Tendenzen. Die Abwartsspirale setzte sich aufgrund
der schwachen Nachfrage nach inlandischen Gutern, der einschneidenden staatlichen
Sparprogramme und der fragilen Lage des Finanzsystems fort. Im Jahre 2012
schrumpfte das Wachstum der Euro-Zone um 0,4%. Immerhin fihrte die Verhinderung
einer Eskalation der Euro-Schuldenkrise zu einer gewissen Beruhigung an den
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Finanzmérkten. Die Europédische Zentralbank (EZB) schuf im Spatsommer die
Voraussetzungen, um einen Kollaps der Wahrungsunion abzuwenden, indem sie sich im
Notfall dazu bereit erklarte, unbegrenzt Staatsanleihen aufzukaufen. Zudem wurden die
provisorischen Rettungsschirme EFSF und EFSM durch den permanenten Européischen
Stabilitdtsmechanismus (ESM) ersetzt, wodurch die zur Verflugung stehenden Mittel
erhdht wurden. Explizit wurde unter der neuen Institution die Rettung von
systemrelevanten Banken ermdglicht. Dynamischer zeigte sich die wirtschaftliche
Entwicklung in den Vereinigten Staaten. Nicht zuletzt dank robuster Konsumnachfrage
und dem sich erholenden Immobilienmarkt wuchs die US-Wirtschaft um 2,3%
(gegentber 1,8% im Vorjahr). Flr Unsicherheit sorgte jedoch Ende Jahr ein
Budgetstreit. Erst Anfang Januar 2013 kam im Kongress eine Teileinigung zu Stande,
welche das Auslaufen von Steuerverginstigungen und die automatische Inkraftsetzung
von Sparmassnahmen verhinderte. Von dieser als «fiscal cliff» bezeichneten
Kombination waren negative Wachstumsimpulse ausgegangen. Zu einem spektakuléaren
Aufschwung kam es in Japan, wo im Zuge eines Regierungswechsels eine weitere
Lockerung der Geldpolitik vorgenommen wurde. Nach einem Rickgang von 0,6% im
Vorjahr registrierte die drittgrosste Volkswirtschaft ein Wachstum von 2,0%. Die
aufstrebenden Schwellenlander wuchsen insgesamt um 5,1%, womit ein Rickgang von
0.4 Prozentpunkten resultierte. Die Schwierigkeiten der Industriestaaten wirkten sich
negativ auf die Exportvolumen und die Rohstoffpreise aus. “

Gemaéss der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) nahm die Arbeitslosigkeit 2014
leicht ab. Weltweit waren 201 Mio. Personen (5,9%) arbeitslos gemeldet, was im
Vergleich zum Vorjahr einem Rickgang um 2 Mio. (-0,1 Prozentpunkte) entspricht. Vor
der Finanzkrise, die 2007 ihren Anfang genommen hatte, waren 170 Mio. Personen
arbeitslos gemeldet. Am stérksten nahm die Zahl der Arbeitslosen in den Landern
Lateinamerikas und der Karibik (+0,3 Prozentpunkte) zu. Den gréssten Rickgang bei der
Arbeitslosenquote (-0,7 Prozentpunkte) konnten die Industrienationen verzeichnen.
Allen voran die Vereinigten Staaten (-1,2 Prozentpunkte) und die EU (-0,7
Prozentpunkte) schnitten im Vergleich zum Vorjahr besser ab. Unter den EU-
Mitgliedsstaaten verzeichneten abermals Osterreich (5,0%), Deutschland (5,0%) und
Luxemburg (6,1%) die niedrigsten Arbeitslosenraten. Das Vereinigte Konigreich schloss
mit einem Rickgang der Arbeitslosenquote um 1,2 Prozentpunkte auf neu 6,2% zum
EU-Spitzentrio auf. Die hochsten Arbeitslosenquoten waren, wie 2013, in Griechenland
(26,3%) und Spanien (24,7%) zu beklagen. Die Raten beider Lander notierten jedoch klar
tiefer als noch im Vorjahr. Als beunruhigend erachtete die ILO weiterhin die hohe
Jugendarbeitslosigkeit. Weltweit waren, wie im Vorjahr, 13,0% der 15- bis 24-Jahrigen
auf Arbeitssuche. Insbesondere in Sideuropa, in den nordafrikanischen Staaten, dem
Nahen Osten und in Teilen Lateinamerikas und der Karibik waren viele junge
Arbeitskréafte ohne Erwerbsarbeit. */

Nach Schatzungen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) hat die weltweite
Arbeitslosigkeit 2015 weniger stark zugenommen als beflrchtet worden war. Es galten
197 Mio. Personen (5,8%) als arbeitslos. Im Vergleich zum Vorjahr entsprach dies nach
den neuesten Angaben der ILO einer Zunahme um 0,7 Mio. Arbeitslosen. Vor der
Weltwirtschaftskrise (ab 2007) galten weltweit 1770 Mio. Personen als arbeitslos. Am
starksten sind die Arbeitslosenquoten 2015 in den Léndern Osteuropas und
Lateinamerikas gewachsen. Positiv entwickelte sich der Arbeitsmarkt hingegen vor allem
in den dynamisch wachsenden Industrienationen, deren aggregierte Arbeitslosenquote
um 0,4 Prozentpunkte zurlickging. Die USA, deren Arbeitslosenquote sich von 6,3% auf
5,3% verringerte, und die EU, die einen Rickgang in der Zahl der Arbeitslosen von
10,2% auf 9,4% verzeichnete, zeigten sich besonders dynamisch. Innerhalb der EU
blieben die Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten gross. Wéhrend in
Deutschland (4,6%) und dem Vereinigte Konigreich (5,56%) die bereits tiefen
Arbeitslosenraten nochmals sanken, blieben die Quoten in Griechenland und Spanien
trotz einer positiven Entwicklung auf Uber 20%. Fir die Folgejahre rechnet die ILO
aufgrund der Verlangsamung des Weltwirtschaftswachstum mit einem weiteren Anstieg
der weltweiten Arbeitslosigkeit (2,4 Mio.), von dem, so die ILO weiter, hauptsachlich die
Entwicklungs- und Schwellenlédnder betroffen sein werden.
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Die Inflation der Mitgliedsstaaten der Organisation flir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) betrug 2015 im gewichteten Jahresmittel 0,6% und lag damit
1,1 Prozentpunkte unter dem Wert des Vorjahres. Den starksten Rickgang bei der
nationalen Teuerungsrate hatten mit dem Vereinigten Kénigreich (von 2,8% auf 0,0%),
den USA (von 1,6% auf 0,1%) und Japan (von 2,8% auf 0,8%) drei Schwergewichte zu
verzeichnen. Zwolf der insgesamt 35 OECD-Mitgliedsstaaten wiesen 2015 eine negative
Teuerungsrate auf. In den Vorjahren waren die Konsumentenpreise in acht (2014) bzw.
vier (2013) Mitgliedsstaaten gesunken. Der Rilckgang in den Teuerungsraten war in
erster Linie auf die stark sinkenden Preise im Energiebereich zurlickzufihren. Auf dem
Weltmarkt betrug der Preis fur das Barrel Erddl der Sorte Brent Ende 2015 noch 37 US-
Dollar. Ein Jahr zuvor kostete die gleiche Menge 57 US-Dollar, Ende 2013 lag der Preis
bei 106 US-Dollar. *

Le Groupe d'experts de la Confédération a publié ses prévisions pour la conjoncture
helvétique 2017 et 2018. Dans I'ensemble, le Groupe table sur une croissance du PIB de
+1.6% en 2017 et +1.9% en 2018. Les estimations pour 2017 ont d'ailleurs été revues a la
baisse. La faible croissance du PIB suisse pour le 2éme semestre 2016 a été mise sur le
banc des accusés. Néanmoins, selon le Groupe, ce léger ralentissement ne devrait étre
que passager. La hausse des exportations de marchandises et la croissance de la
demande intérieure, sous I'effet de la dynamique positive du marché du travail et de la
croissance démographique, devraient garantir une reprise solide de la croissance du
PIB helvétique. Par exemple, le Groupe d'expert mise sur une croissance de I'emploi de
0.4% en 2017. Grace a cette dynamique, le taux de choémage devrait baisser jusqu'a
3.2% en moyenne annuelle en 2017. Finalement, bien que la conjoncture internationale
paraisse positive, plusieurs incertitudes potentielles ne doivent pas étre sous-estimées.
La future politique économique et commerciale de I'administration Trump aux Etats-
Unis, I'élection présidentielle francaise, les modalités du Brexit ou encore I'évolution du
secteur bancaire italien pourraient fortement pénaliser la conjoncture suisse. *°

Geld, Wahrung und Kredit
Geldpolitik

Die auf Jahresbeginn vorgenommene Einfiihrung des Euro als rechtlich eigensténdige
Wahrung und die Ubergabe der Fiihrung der Geldpolitik von den Notenbanken der elf
beteiligten EU-Staaten an die Europaische Zentralbank ging ohne Turbulenzen vor sich.
Der reale exportgewichtete Kurs des Schweizerfrankens blieb im Jahresverlauf
weitgehend stabil, nahm aber insgesamt leicht ab. Hoher bewertet im Vergleich zum
Franken wurden vor allem der USS, das englische Pfund und der japanische Yen, im
Vergleich zum Euro verénderte sich der Frankenkurs praktisch nicht. *

Banken

Eine Motion Bischof (cvp, SO) beschéaftigte sich mit den
Doppelbesteuerungsabkommen der Schweiz mit dem Vereinigten Kénigreich (UK) und
den USA.Sie verlangte, dass alle Vertragspartner in Sachen Bankkundengeheimnis
ahnliche Regelungen vorsehen missten. Ivo Bischof erwéhnte rechtliche Moglichkeiten
in Grossbritannien und den USA, die verhinderten, die wirtschaftlich Berechtigten eines
Vermogenswerts offenzulegen. Der Bundesrat wurde beauftragt, eine entsprechende
Gesetzesanderung fur die Schweiz vorzuschlagen, die eine solche Maéglichkeit ebenfalls
einschliesse. So sollte ein kompetitiver Rechtsrahmen fir den Schweizer Finanzplatz
geschaffen werden. Bischof sah ein, dass die Lésungen im Vereinigten Kénigreich und
den USA unbefriedigend seien, ging aber offensichtlich davon aus, dass die
auslandischen Regelungen in den Verhandlungen nicht zur Disposition stehen wirden.
Trotz Einwand des Bundesrats, dass die Motion seinen Handlungsspielraum in den
Verhandlungen um die Doppelbesteuerungsabkommen einschranke, wurde sie im
Nationalrat (Erstrat) mit 81 zu 75 und im Stadnderat (Zweitrat) mit 21 zu 12 angenommen.
Zusatzlich zur CVP unterstutzte allein die SVP die Motion, wahrend die Ubrigen Parteien
den Vorstoss ablehnten.
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Zwei weitere, dem mit Deutschland gescheiterten Abkommen sehr ahnliche
Abgeltungssteuerabkommen mit dem Vereinigten Kénigreich und Osterreich nahmen
die Rate in der Sommersession ebenfalls an und setzten sie per Anfang 2013 in Kraft.
Zwar ergriffen die Aktion flr eine unabhangige und neutrale Schweiz (Auns), die Juso
und die Junge SVP gegen alle drei Steuerabkommen das Referendum. Allerdings
brachten diese Organisationen die Anzahl bendtigter Unterschriften knapp nicht
zusammen, was im Nachgang fur einige Diskussionen sorgte. ®

Eine 2011 von beiden Raten Uberwiesene Motion Bischof, die vom Bundesrat gefordert
hatte, die Diskriminierung des Schweizer Finanzplatzes gegenlber Vertragspartnern
von Doppelbesteuerungsabkommen (DBA), namentlich den USA, beziglich
Bankgeheimnis zu bekampfen, wurde 2012 vom Bundesrat zur Abschreibung
empfohlen. Er sah keinen Anlass zu gesetzgeberischen Massnahmen. National- und
Standerat lehnten den Abschreibungsantrag jedoch ab, weshalb das Begehren am
Jahresende nach wie vor beim Bundesrat pendent war. *

Selon son rapport, le Conseil fédéral a proposé de classer la motion 09.3147. La crise
financiere de 2008 avait incité le groupe PDC a déposé cette motion liée au secret
bancaire. Elle demandait au Conseil fédéral d'examiner le droit de la protection de la
sphere privée en Suisse, en comparaison internationale. Cing ans plus tard, le Conseil
fédéral a estimé que des mesures législatives similaires a celles implémentées aux
Etats-Unis ou au Royaume-Uni ne sont pas en adéquation avec le cas Suisse. Elles ne
permettraient donc pas de répondre adéquatement a la problématique de la protection
de la sphére privée.

Le classement de la motion a été accepté, a I'unanimité, par les deux chambres. ®

Im Dezember 2014 préasentierte die Expertengruppe .Brunetti II" ihren Schlussbericht
zur Weiterentwicklung der Finanzmarktstrategie. In Sachen Aussenbeziehungen regte
die Gruppe Sondierungsgesprache mit der EU betreffend Machbarkeit eines
Finanzdienstleistungsabkommens an. Gleichzeitig sollte die Frage des Marktzugangs fur
Schweizer Finanzinstitute erértert werden. Entsprechende Empfehlungen sprachen die
Expertinnen und Experten schon im Frihjahr 2014 aus. Nach Medienberichten
beantragten Eveline Widmer-Schlumpf und Didier Burkhalter dem Gesamtbundesrat
aber erst im Dezember, Sondierungsgesprache mit der EU in Sachen
Finanzdienstleistungsabkommen zu suchen. Ein weiterer Fokus des Schlussberichts lag
auf der steuerlichen Wettbewerbsfahigkeit des Schweizer Finanzplatzes. Konkret
empfahl die Gruppe die Umstellung der Verrechnungssteuer auf das Zahlstellenprinzip.
Eine entsprechende Vorlage schickte die Landesregierung ebenfalls im Dezember 2014
in die Vernehmlassung. Zu guter Letzt &usserte sich der Bericht auch zur
Finanzstabilitat. Im Speziellen regten die Expertinnen und Experten eine Uberpriifung
der Systemobergrenze in der Einlagesicherung fur Bankeinlagen an. Ebenfalls
prufenswert erachtete das Gremium eine Vorfinanzierung der Einlagesicherung. Am
meisten Aufsehen erregten jedoch die Empfehlungen im Zusammenhang mit den
Kapitalanforderungen fir (Gross-)Banken. Die Schweiz solle geméss Schlussbericht zu
den Landern mit .international fUhrenden™ Eigenkapitalerfordernissen gehoren.
Mehrheitlich wurde diese Empfehlung als Aufforderung zur Verscharfung der
(ungewichteten) Eigenkapitalerfordernisse interpretiert, kannten doch andere wichtige
Finanzplatze (beispielsweise die USA und das Vereinigte Konigreich) strengere
Eigenkapitalanforderungen. Gleichzeitig mit der Kenntnisnahme des Schlussberichts
der Expertengruppe entschied der Bundesrat, einen ,Beirat Zukunft Finanzplatz®
einzusetzen. Dieser sollte erneut durch Professor Aymo Brunetti prasidiert werden und
losgelost vom Tagesgeschaft mit allen massgeblichen Akteuren der Finanzbranche
Fragen zur Finanzmarktstrategie erdértern und dem Bundesrat gegebenenfalls
Empfehlungen unterbreiten. *
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MOTION
DATUM: 19.06.2001
FRANCOIS BARRAS

ANDERES
DATUM: 20.06.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Landwirtschaft
Tierische Produktion

Au niveau sanitaire enfin, la Confédération a prononcé plusieurs mesures au cours de
I"année. Elle a notamment interdit a la consommation les organes & risque des ovins et
des caprins: la téte et la moelle épiniere des moutons et des chévres agés de plus de 12
mois au moment de |'abattage devront étre incinérées. Interdiction aussi des engrais a
base de déchets d’animaux. De plus, la Suisse a interdit toute importation de viande de
porc en provenance de |'Autriche, suite a la découverte dans ce pays de cochons élevés
a grand renfort d’antibiotiques, d’hormones de croissance et de calmants. Les
hormones de croissance étaient déja au centre de la motion Sandoz (prd, VD)
demandant l'interdiction de toute viande de boeuf américain traité par ces moyens: une
commission du Conseil des Etats a rendu un avis négatif. Selon elle, cette disposition
irait a I'encontre des régles de I'OMC et risquerait d’entrainer des mesures de rétorsion
de la part des Etats-Unis. Le plénum a suivi I'avis de la commission en rejetant le point 1
de la motion (interdiction de la viande bovine en provenance des Etats-Unis) et a
proposé de transmettre sous forme de postulat les points 2, 3 et 4 de la motion, visant
a une meilleure transparence sur la provenance, la composition et les dangers
éventuels de la viande traitée aux hormones. Enfin, I'augmentation dramatique des cas
de fievre aphteuse en Grande-Bretagne, puis dans certains autres pays européens, ont
conduit les autorités suisses a prendre des mesures radicales. Des les premiers cas de
bétes malades outre-Manche, I'OVF a interdit I'importation du bétail et de tout produit
laitier ou carné venant de Grande-Bretagne via le trafic voyageur ou marchandise. Face
a la croissance continue de la maladie et a la découverte de foyers infectieux en France
et en ltalie, I'office a en outre bloqué I'accés au bétail vivant - beeuf, agneau et chévre -
en provenance de I'UE (Celui-ci représente environ 1500 tétes par an destinées a
I'élevage, tout bétail compris.), autorisant toutefois I'importation de viande. Une
mesure similaire a ensuite été prononcée contre la viande d'origine argentine, elle aussi
touchée par la fievre aphteuse. Les interdictions ont été levées en milieu d’année, a la
colére de certains milieux paysans. %

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

La Suisse a adhéré au Generation IV International Forum (GIF). Cet organisme, mis sur
pied en 2001 par le Département américain de I'énergie, réunit dix pays souhaitant
développer le réacteur nucléaire de la quatrieme génération. Celui-ci devrait en
théorie voir le jour en 2030. L'objectif du GIF est de proposer un concept plus
économique, plus sdr, produisant moins de déchets et qui limite la prolifération
nucléaire. L'idée est notamment de réduire la durée de confinement total des déchets
nucléaires de plusieurs centaines de milliers d’années a quelques milliers. Le GIF est
une instance de coordination. Elle permet de passer en revue les concepts
technologiques et de proposer des axes de recherche et de développement. Les
recherches nécessaires seront cependant mises en ceuvre dans les différents pays
membres et financés par eux. Les fruits des travaux des différents pays sont en principe
a disposition de tous. En se joignant au GIF, la Suisse s’est associée a un groupe,
comprenant I"Afrique du Sud, I'Argentine, le Brésil, le Canada, la Corée du Sud, la
France, le Japon, le Royaume-Uni et les Etats-Unis. %
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BERICHT
DATUM: 156.12.2015
MARCO ACKERMANN

ANDERES
DATUM: 02.09.2000
PHILIPPE BERCLAZ

ANDERES
DATUM: 05.10.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Alternativenergien

In Erfullung eines Postulats der UREK-NR présentierte der Bundesrat im Dezember 2015
einen Bericht zum internationalen Biogasmarkt im Brennstoffbereich. Das Dokument
resumierte, dass die Rahmenbedingungen fur Biogas sowohl im Verkehrs- als auch im
Warmebereich noch nicht optimal seien und die notwendigen Rahmenbedingungen fur
einen europaweiten Biogashandel noch fehlten. Zentral fur einen solchen Handel sei
ein europaweit harmonisiertes Handelssystem mit Herkunftsnachweisen. Ein erster
Schritt in diese Richtung habe die Schweiz deshalb im November 2013 zusammen mit
Deutschland, Danemark, Frankreich, Grossbritannien und Osterreich unternommen,
indem auf freiwilliger Basis eine Harmonisierung und gegenseitige Anerkennung der
Herkunftsnachweise vereinbart worden sei. Bezlglich des Biogas-Energiepotentials im
Inland nannte der Bericht - basierend auf den Energieperspektiven 2050 - eine
Energiemenge von 8'000 Terajoule (TJ). Die im Jahr 2014 produzierte Biogas-
Bruttoenergie von 4'300 TJ liesse sich demnach noch verdoppeln. Um die
Rahmenbedingungen im Inland zu verbessern, wolle der Bundesrat im Zuge der
Revisionen des CO2-Gesetzes und des Mineraldlsteuergesetzes Anderungen vornehmen
und prifen, ob eine Steuer- und Abgabebefreiungsmoglichkeit von virtuell
importiertem Biogas sinnvoll ware. Im Sommer 2016 nahm die grosse Kammer
stillschweigend und diskussionslos vom Bericht Kenntnis und schrieb das Postulat ab. *°

Verkehr und Kommunikation
Eisenbahn

Libérés du cadre unique du service public national, les CFF ont tourné leur regard sur
|'étranger et plus particulierement sur I'Angleterre. Pour étre concurrentiels dans la
libéralisation du marché anglais, les CFF ont signé un contrat de collaboration avec la
société John Laing Investissement et sa filiale M40 Trains Ltd. La stratégie de la
direction répondait a un besoin d'expansion, car selon elle le marché suisse était saturé
et donc I'ouverture sur I'étranger était I'unique possibilité importante de croissance. En
collaboration avec son partenaire, les CFF avaient l'intention de briguer deux des 25
concessions accordées dans le cadre des privatisation des chemins de fer anglais. Le
dévolu était jeté sur les lignes Wessex et Thames dont la concession pour le réseau
(couverture de 300 gares et de 1'400 kilométres) arrivait a8 échéance en 2003-2004. Au
niveau des réactions, la Confédération, actionnaire principal, soutenait la décision de
I'ex-régie de se lancer dans la course & ces deux concessions anglaises, car elle
augmenterait sa capacité concurrentielle au plan international. Pareillement, le DETEC
estimait qu'il s'agissait d'une conséquence logique des accords bilatéraux: si les
compagnies étrangeres ont le droit d'entrer sur le marché suisse, il est normal que les
CFF puissent mettre le pied a I'étranger. Les syndicats et les employés ont par contre
réagi de maniére courroucée a cette annonce. ©°

Bien qu'ayant franchi en mars avec succes la préqualification, le conseil
d’administration des CFF a décidé en octobre de retirer ses demandes de concession
pour l'exploitation de deux réseaux de la banlieue ouest de Londres. Les CFF ont
motivé leur décision par les nouveaux paramétres que le nouveau ministre britannique
des transports avait instaurés depuis son arrivée. En juillet, il a rendu public les
principes de sa politique ferroviaire. Celle-ci modifiait le processus d’appel d’offres et,
surtout, réduit a cing ou six ans la durée des concessions qu’il était prévu d’attribuer.
Afin de se donner le temps de mettre cette politique en place, il a prolongé les
concessions en vigueur de deux ans. Initialement les concessions devaient étre
adjugées pour 12 a 20 ans et c’était ce sur quoi I'ex-régie voulait miser. Un autre motif a
refroidi les CFF : une clause en discussion prévoyait que le repreneur d'une concession
serait tenu d’investir, non seulement dans le matériel roulant, mais aussi dans les
infrastructures. ¢
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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.03.2015
MARLENE GERBER

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.04.2007
MARIANNE BENTELI

Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

Gemaéss einer im Jahr 2015 publizierten Studie der Europaischen Umweltagentur (EEA)
belegt die Schweiz im Bereich der Ressourceneffizienz zusammen mit Luxemburg, dem
Vereinigten Kdénigreich und den Niederlanden den ersten Rang im Vergleich mit 38
europaischen Landern. Ebenfalls gut steht die Schweiz in Bezug auf das Recycling da:
Hier nimmt sie hinter Deutschland, Osterreich und Belgien Rang vier ein. In anderen
Sparten hingegen bildet die Schweiz geméss Studie das Schlusslicht: Nirgends sonst
wird so viel Abfall pro Kopf produziert wie hierzulande. Ferner belegt die Schweiz bei
den Schutzgebieten den letzten Platz. Nur gerade 6.5 Prozent der Schweizer
Landesflache sind als solche klassiert, wahrend sich dieser Anteil beim Spitzenreiter
Slowenien auf 30 Prozent belduft.

Von der Sonntagszeitung auf die tiefen Zahlen angesprochen, relativierte das BAFU
diese mit Verweis auf eine ungentigende Datenlage. Man verflige nur Uber die Angaben
zu nationalen Schutzgebieten; flur Schutzgebiete auf kantonaler und lokaler Ebene
wiirden entsprechende Daten fehlen. Uberschlage man diese grob und addiere dazu
noch Waldreserven und sich in Privatbesitz befindende Schutzgebiete, beliefe sich der
Wert auf ungeféahr 11 Prozent. Nichtsdestotrotz anerkenne man starken
Handlungsbedarf.

Ein im Januar desselben Jahres publizierter Bericht des Bundes zum Zustand der
Umwelt in der Schweiz hatte der Biodiversitéat ein schlechtes Zeugnis ausgestellt. Zum
Erhalt Letzterer sind Schutzgebiete von zentraler Bedeutung. Gemass den Aichi-Zielen
fur den weltweiten Artenschutz missten Schutzgebiete in der Schweiz bis 2020 17
Prozent der Landesfliche ausmachen - ein Unterfangen, dass gemaéass der
verantwortlichen Verwaltungsstelle im vorgegebenen Zeitraum nicht erreicht werden
kann. Dass das Thema nicht sehr weit oben auf der Agenda der meisten politischen
Akteure stand, zeigte sich auch im nur schleppenden Vorankommen bei der Erarbeitung
einer Biodiversitatsstrategie. Im Jahr 2013 hatte eine von gfs.bern durchgefihrte
Umfrage ergeben, dass beinahe drei Viertel der Befragten den Zustand der Biodiversitat
in der Schweiz irrtimlicherweise als gut bis sehr gut einstuften. Demzufolge bestehe
kein offentlicher Druck, der die Politik zum Einleiten notwendiger Schritte bewegen
kénnte, diagnostizierte Walter Wagner, Leiter Biodiversitat beim WWF. ¢

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt

Seit 1990 fuhrt eine européische Stiftung alle funf Jahre eine Erhebung zur Ermittlung
der Arbeitsbedingungen im internationalen Vergleich durch. Die Schweiz nahm 2005
erstmals daran teil. Die Ergebnisse der Umfrage unter Arbeitnehmenden, welche dieses
Mal in insgesamt 31 Landern durchgeftuhrt wurde, stellten der Schweizer Wirtschaft ein
gesamthaft gutes Zeugnis aus. 91% der Befragten gaben an, mit ihrer Arbeitssituation
zufrieden bis sehr zufrieden zu sein. Nur Norwegen, Danemark und Grossbritannien
lagen noch weiter vorn. 88% der Befragten in der Schweiz erklarten, dass sich ihre
Arbeitszeiten gut oder sogar sehr gut mit familidren oder sozialen Verpflichtungen
verbinden lassen. Im europaischen Durchschnitt fallten nur 78% ein derart positives
Urteil. Zudem nahmen Uberdurchschnittlich viele schweizerische Erwerbstétige an vom
Arbeitgeber finanzierten Weiterbildungen teil. Nur in Finnland und Schweden waren es
noch mehr. Getribt wurde das Bild durch die unter dem Mittel liegende Anzahl von
Frauen in Chefpositionen. Lediglich 21% der Befragten gaben an, einen weiblichen
Vorgesetzten zu haben. Im européischen Mittel liegt dieser Wert bei 24%, in Finnland
sogar bei 39%. Dies dlrfte auch damit zusammenhéngen, dass nirgendwo in Europa ein
so kleiner Anteil erwerbstatiger Frauen in Vollzeitstellen anzutreffen ist wie in der
Schweiz (39%). Nicht besonders zufrieden sind die schweizerischen Beschéaftigten mit
dem Gesundheitsschutz. Zwar weniger als im Mittel der anderen Staaten, aber doch
immerhin fast ein Drittel der Berufstatigen erachtete ihre Gesundheit durch die Arbeit
beeintrachtigt. Besonders haufig waren diese Klagen in der Land- und Forstwirtschaft
sowie in der Industrie und auf dem Bau. ¢
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VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.07.2002
MARIANNE BENTELI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
FLAVIA CARONI

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.01.2015
MARLENE GERBER

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Medikamente

Ausgehend von den Ergebnissen eines im Vorjahr vom EDI einberufenen runden Tisches
zum Thema Medikamentenkosten und nach intensiven Abklarungen mit den
interessierten Verbénden, der Wettbewerbskommission und dem Preistiberwacher
beschloss der Bundesrat, ab dem 1. Juli neben Deutschland, Danemark und den
Niederlanden auch Grossbritannien als Vergleichsland bei der Festlegung des
Vergiitungspreises eines Medikaments hinzuzuziehen; die Nachbarlander Frankreich,
ltalien und Osterreich werden subsidiar in den Vergleich einbezogen. (Mit dem
Entscheid, nur Grossbritannien vollumfénglich in den Preisvergleich einzubeziehen,
kam der Bund den Einwanden der Pharmaindustrie entgegen.) Der Preis eines neu
zugelassenen Arzneimittels wird neuerdings bereits nach zwei Jahren wieder Uberpruft
und nicht erst nach Ablauf der Patentschutzfrist. Wird dabei festgestellt, dass der Preis
zu hoch war, muss das betroffene Pharmaunternehmen die entsprechenden
Einnahmeniiberschisse zugunsten der Versicherten zuriickerstatten. ¢

Sozialversicherungen
Ergénzungsleistungen (EL)

In der Maisession 2016 befasste sich der Nationalrat mit einer parlamentarischen
Initiative der SVP-Fraktion zur Ausdehnung der Karenzfrist fiir Erganzungsleistungen,
welche fur Auslanderinnen und Ausléander gelte. Seit ihrer ersten Beratung hatte die
SGK-NR ihre Haltung zum Vorstoss gedndert, eine Mehrheit sprach sich nun dagegen
aus. Eine Minderheit Herzog (svp, TG) pladiert fir Folge geben. Der Fraktionssprecher
der SVP argumentierte, der Vorstoss ziele auf die Gleichbehandlung aller
Auslandergruppen ab, wolle aber auch einen ,Sozialversicherungstourismus"
unterbinden. Die Minderheitssprecherin verwies auf den starken Kostenanstieg bei den
Erganzungsleistungen und die deswegen nétigen Sparmassnahmen. Auslanderinnen und
Ausléander, insbesondere aus dem EU-EFTA-Raum, seien bei den EL-Beziehenden
zudem massiv Ubervertreten. Bei Problemen mit dem Personenfreiztgigkeitsabkommen
gelte es, dieses nachzuverhandeln, wie es auch das EU-Land Grossbritannien geschafft
habe. Die Mehrheitssprecherin hielt dagegen, der Gleichbehandlungsgrundsatz - hier
im Sinne einer gleichen Behandlung von Schweizerinnen und Ausléandern aus dem EU-
Raum - sei zentraler Bestandteil des Freizlgigkeitsabkommens und ihm kénnte nur
Genulge getan werden, wenn auch flr Schweizer Staatsangehorige eine Karenzfrist von
zehn Jahren eingeftihrt wirde. Eine Mehrheit von 122 zu 69 Parlamentarierinnen und
Parlamentariern folgte der Kommission und gab der Initiative keine Folge. Der
Entscheid fiel ohne Enthaltungen und bei anndhernder Geschlossenheit der
Fraktionen. ¢

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Radio und Fernsehen

An der Dreikénigstagung des Verbands Schweizer Medien wurde die Forderung eines
Werbeverbots fiir die SRG gedussert. Dies, um eine weitere Offnung der Schere
zwischen der schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft und den privaten
Medienhéusern zu vermeiden. Die Verleger prasentierten sogleich einen Vorschlag, wie
ein alternatives Finanzierungsmodell aussehen kénnte: Analog zum britischen Beispiel
wére dies ein duales Modell, welches Gebulhrengelder lediglich fur die 6ffentlich-
rechtliche Anstalt vorsehen wirde, wahrend im Gegenzug alle Werbegelder an die
privaten Anbieter gingen. In diesem Vorschlag schwang ebenfalls die bereits von
verschiedenster Seite gedusserte Kritik mit, die SRG und ihr ausgebautes Angebot
entwickelten sich immer mehr zur Konkurrenz fir private Kanéle. Viola Amherd (cvp,
VS), dusserte sich als Prasidentin der KVF-NR auf Anfrage der Medien kritisch gegenliber
dem Vorschlag und stellte in Frage, ob der Service public mit Verzicht auf
Werbeeinnahmen noch finanziert werden kénne. Ferner musse im Gegensatz zu
Grossbritannien der Service public in der Schweiz in vier Sprachen sichergestellt
werden. Die SRG beflirchtete darlber hinaus den Abfluss von Werbegeldern ins
Ausland.
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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.12.2015
MARLENE GERBER

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.03.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

BERICHT
DATUM: 22.02.2017
MARLENE GERBER

Im Auftrag des BAKOM erstellten Mitarbeiter des Biros Wagner-Hatfield in Brissel eine
Studie Uber die Situation des Regionalfernsehens in Deutschland, Frankreich, Belgien
und Grossbritannien mit dem Ziel, Empfehlungen zur Verbesserung der angespannten
finanziellen Lage der Regionalfernsehsender in der Schweiz zu formulieren. Unter
anderem empfehlen die Autoren der Studie die Konzessionsbeschrankung von aktuell
maximal je zwei Radio- und Fernsehstationen pro Unternehmen zu lockern. Dabei
vertreten sie die Ansicht, dass publizistische Vielfalt auf anderem Wege erhalten oder
geférdert werden kénne. Betreffend die finanzielle Unterstltzung konstatieren die
Autoren, dass die lokalen Radio- und Fernsehstationen in der Schweiz vergleichsweise
stark durch Gebuhrengelder unterstutzt werden, welche geméass BAKOM zum
gegebenen Zeitpunkt bis zu 60% der Betriebskosten deckten. Nichtsdestotrotz
erachtet die Studie eine erweiterte, gezielte finanzielle Férderung als sinnvoll. ¢

Neue Medien

Aufgrund der Internationalitdt und Anonymitét des weltweiten Datennetzes stellen
illegale Inhalte insbesondere rassistischer und pornographischer Art oder die
Abwicklung krimineller Handlungen Uber das Internet die Bundesbehérden vor
zahlreiche ungeldste Probleme. Klar schien zu sein, dass diese nicht alleine, sondern
nur im Rahmen einer internationalen Kooperation zu I6sen seien. Im Rahmen einer
Holocaust-Gedenkkonferenz in Stockholm rief Bundesréatin Dreifuss zum Kampf gegen
den Rassismus im Internet auf. Mit ihrer Forderung nach internationaler Kooperation
und neuen rechtlichen Instrumenten griff Dreifuss ein kontroverses Thema auf.
Insbesondere die USA, Grossbritannien und Schweden zeigten sich hinsichtlich
Eingriffen in das Internet und andere Medien skeptisch aufgrund ihrer Ablehnung
jeglicher Einschrédnkung der Meinungsdusserungsfreiheit. Dem Bundesamt fir
Auswartige Angelegenheiten (EDA) war es dennoch gelungen die Thematik auf die
Traktandenliste der 2001 in Afrika stattfindenden Weltkonferenz gegen Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenhass und Intoleranz zu setzen. Anlasslich eines
Vorbereitungsseminars zu dieser Konferenz wurde im Februar ein provokatives
Arbeitspapier des Basler Rechtsprofessors David Rosenthal diskutiert, in welchem
dieser betonte, die Ahndung illegaler Inhalte im Internet scheitere entgegen gangiger
Meinung nicht an juristischen oder technischen Problemen als vielmehr am fehlenden
politischen Willen. ¢

Im Februar 2017 présentierte der Bundesrat seinen Bericht in Erfillung eines Postulats
Hefti (fdp, GL), das eine Einschatzung der Risiken beim Tragen von digitalen Brillen, die
Darlegung der geltenden Rechtslage in der Schweiz sowie die Einordnung im
internationalen Vergleich verlangte. In ihrem Bericht stutzte sich die Regierung auf
eingeforderte  Erkenntnisse der Zurcher Fachhochschule fir Angewandte
Wissenschaften (ZHAW) betreffend die Risiken, des Schweizerischen Instituts fir
Rechtsvergleichung, das ein Gutachten zu den internationalen Rechtsvorschriften
erstellte, sowie des ASTRA, das die schweizerische Rechtsgrundlage eruierte. Als Risiko
nennt die ZHAW die gesteigerte kognitive Ressourcenbelastung, die zu verstarkter
Ablenkung fuhren kann, insbesondere wenn Inhalt und Menge der lber die digitale
Brille bezogenen Informationen nicht beschrankt werden. Gleichzeitig nennt die
Fachhochschule aber auch Vorteile dieser Technologie; so etwa musse der Blick
weniger von der Strasse abgewendet werden, um fahrtbezogene Informationen zu
erhalten. Der internationale Vergleich ergab, dass es in den untersuchten
Rechtsgebieten (Deutschland, Frankreich, Vereinigtes Kénigreich, Kalifornien und West
Virginia) bis anhin noch keine ausdriicklichen Regelungen zur Nutzung von digitalen
Brillen im Strassenverkehr gibt. In allen Gebieten gibt es dhnlich abstrakte Vorschriften
wie in der Schweiz. Letztere besagen, dass der Fahrzeuglenker sein Fahrzeug sténdig
beherrschen (Strassenverkehrsgesetz Art. 31, Abs. 1) sowie seine Aufmerksamkeit der
Strasse und dem Verkehr zuwenden muss (Verkehrsregelverordnung Art. 3, Abs. 1).
Gemass geltender Bestimmungen kénnte das Tragen einer digitalen Brille somit nicht
untersagt werden. Im Falle eines Unfalls wére es jedoch nur schwer nachzuweisen, dass
der Unfall nicht durch fehlende Aufmerksamkeit aufgrund Aktivitat der digitalen Brille
verschuldet worden war. Der Bundesrat sieht derzeit keinen gesetzgeberischen
Handlungsbedarf gegeben. ©°

1) NZZ, 12.4.11; Lib. und QJ, 14.6.11; TA, 30.7.11; BZ, 11.11.11.
2)NZZ, 3.4.14; WW, 9.4.14; SO, 18.5.14; BaZ, 31.12.14
3) Lit. Prasenz Schweiz (Analyse); Lit. Prasenz Schweiz (Jahresbericht)
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4) Mo. 12.3975 (SPK-N): AB NR, 2012, S. 2106 f.; Medienmitteilung SPK-N vom 18.10.12; M0.12.4260 (Stamm); NZZ, 2.7. und
24.8.12; Presse vom 4.10.12; TA, 6.10.12; NZZ, 9.10. und 10.10.12; 24h, 12.10.12; BZ und Blick, 16.10.12; NZZ, 19.10.12; AZ,
25.10.12; SGT, 30.10.12; Presse vom 16.11.12;.

5) Mo. 12.3975 (SPK-NR): AB SR, 2013, S. 473 ff.; Bericht der SPK-SR vom 22.4.13; Mo. 12.4260 (Stamm): AB NR, 2013, S. 1480
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